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1. Einleitung 

Im Rechtsverkehr des täglichen Lebens finden ſich 
Schwebezuſtän de verſchiedenſter Art. Ein großer Teil 
von ihnen ergibt ſich aus der Natur der Sache und der Um⸗ 
ſtände, ein anderer Teil wird erſt durch Parteiabrede künſt⸗ 
lich geſchaffen. Es wird etwa vereinbart, daß ein recht⸗ 
licher Erfolg von der Regel abweichend früher oder 
ſpäter eintreten ſoll, oder daß ein bereits ein- 
getretener Erfolg mit Wirkung für die Vergangenheit 
aufgehoben wird. 

Hier taucht überall die Frage auf, wie das Ungewiſſe 
des Übergangszeitraums ſteuerlich zu behandeln ift. Das 
Steuerrecht wird dadurch vor oft nicht einfache Fragen ge⸗ 
ſtellt. Aus der Fülle der vorhandenen Möglichkeiten ſeien 
hier einige der Hauptfälle herausgegriffen. 


2. Bedingte Rechtsgeſchäfte 

Die wichtigſten Schwebezuſtände ſind die bedingten 
Rechtsgeſchäfte. Ihnen iſt gemeinſam, daß ein Rechtsgeſchäft 
zwar geſchloſſen, der Eintritt des rechtlichen Erfolges jedoch 
von einem zukünftigen ungewiſſen Ereignis abhängig iſt. 
Die Rechtsordnung unterſcheidet zwei Hauptfälle: 


a) Aufſchiebend bedingte Rechtsgeſchäfte 


Die dem Rechtsgeſchäft beigefügte Bedingung kann 
derart ſein, daß es vom Eintritt des zukünftigen ungewiſſen 
Ereigniſſes abhängig iſt, ob es wirkſam wird. Es liegt dann 
eine aufſchiebende Bedingung vor ($ 158 Abſatz 1 
BGB). 


Beiſpiel: A verſpricht dem B 1000 MM zu zahlen für 
den Fall, daß B ſich verheiratet. 


5. Behandlung der Bedingung bei Veranlagungſteuern, 

6. Behandlung der Bedingung bei den Einzelſteuern, 

7. Wegfall von Beſteuerungsmerkmalen mit Wirkung für die 
Vergangenheit, 

8. Behandlung von Rückdatierungsverträgen, 

9. Irrtümliche Annahme eines Beſteuerungsmerkmals. 


b) Auflöſend bedingte Rechtsgeſchäfte 
Der Wille der Vertragsparteien kann aber auch dahin 


gehen, daß das Rechtsgeſchäft zunächſt wirkſam wird. 
Es hängt dann vom Eintritt des zukünftigen ungewiſſen 
Ereigniſſes ab, ob das Rechtsgeſchäft wirkſam bleibt oder 
nicht. Es handelt ſich dann um eine auflöſende Bedin⸗ 
gung (8 158 Abſatz 2 BGB). 


Beiſpiel: A zahlt dem B 1000 RM unter der Bedingung, 
daß Ban einem dritten Ort kein Geſchäft eröffnet. 


Aufſchiebende und auflöſende Bedingung 
haben regelmäßig keine rückwirkende Kraft (8159 
BGB). Das aufſchiebend bedingte Rechtsgeſchäft 
wird regelmäßig im Zeitpunkt des Eintritts der Be⸗ 
dingung wirkſam. Das auflöſend bedingte Rechts⸗ 
geſchäft verliert ſeine Wirkung mit dem Eintritt der 
Bedingung. Es bleibt den Beteiligten jedoch unbenommen, 
die Wirkung eines bedingten Rechtsgeſchäfts auf einen 
früheren Zeitpunkt zurückzubeziehen. 


Bei bedingten Rechten handelt es ſich keineswegs nur 
um eine Rechtsanwartſchaft. Es ſind lebensfähige 
Rechte. Nur die Auswirkung des Rechts ift ungewiß. 
Das aufſchiebend bedingte Recht beſitzt den Lebens 
keim der bollen Auswirkung. Das auflöſend 
bedingte Recht trägt den Todeskeim des endgülti⸗ 
gen Wegfalls in fih. Das bürgerliche Recht faßt dem- 
gemäß bedingte Rechte als bereits erworbene 
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dienen. Ebenſo iſt das bedingte Recht im Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren pfändbar und im Konkursverfahren zu 
berückſichtigen. 


3. Befriſtete Rechtsgeſchäfte 


Durch das Merkmal der Ungewißheit über den Eintritt 
des rechtlichen Erfolges unterſcheiden ſich die bedingten 
Rechtsgeſchäfte von ſolchen, denen lediglich eine Zeitbeſtim⸗ 
mung (Befriſtung) beigefügt iſt. Bei ihnen kann ſowohl das 
„ob“ als auch das „wann“ unbeſtimmt fein. Vier Möglich- 
keiten ſind hier vorhanden: 


1. Eintritt und Zeitpunkt find gewiß (einfache Vefriſtung). 

Beiſpiel: A verfpricht dem B, ihm am 1. März nächſten 
Jahres einen Betrag zu zahlen. 

Der Eintritt iſt gewiß, der Zeitpunkt ungewiß. 

Beiſpiel: A verſpricht dem B, nach deſſen Tode an ſeine 
Erben einen Betrag zu zahlen. 

3. Der Eintritt iſt ungewiß, der Zeitpunkt gewiß. 
Beiſpiel: A verſpricht dem B, ihm bei Volljährigkeit einen 

Betrag zu zahlen. 
4. Eintritt und Zeitpunkt ſind ungewiß. 


Beiſpiel: A verſpricht dem B, für den Fall des Beſtehens 
eines Examens einen Betrag zu zahlen. 


vo 
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Steuerlich werden die Rechtsgeſchäfte, bei denen 
nur der Zeitpunkt ungewiß iſt, wie bedingte Rechts⸗ 
geſchäfte behandelt (§8 R BewG). 


Ob es ſich um eine echte Bedingung oder nur um eine 
Befriſtung handelt, ift ſtets von Fall zu Fall nach Lage 
der Umſtände und unter Auslegung des Willens der Ver⸗ 
tragsparteien feſtzuſtellen. Wie überall fo ſind auch hier 
u be rgangsfälle vorhanden. So geht das unter 4 an- 
geführte Beiſpiel ſchon in eine aufſchiebende Bedin- 
gung über. 


4. Allgemeine Behandlung der Bedingung im Steuerrecht 


Die Frage, ob eine ſchwebende oder eingetretene Bedin— 
gung für das Steuerrecht von Bedeutung iſt, regelt ſich nach 
den fachlich rechtlichen Vorſchriften der einzelnen Steuer- 
geſetze. § 4 Abſatz 2 StAnpch regelt die verfahrensrechtliche 
Seite, wie nämlich vorzugehen iſt, wenn ſich hiernach der 
Eintritt einer Bedingung ſteuerlich auswirkt. 


Die Schwebezuſtände, die mit bedingten Rechts- 
geſchäften notwendigerweiſe verbunden ſind, rufen ſteuerlich 
zwei Schwierigkeiten hervor. Die eine liegt darin, wie die 
Möglichkeit der Auswirkung des Rechts bei ſchwebender Be- 
dingung ſteuerlich zu erfaſſen iſt. Die andere Frage iſt die, 
wie das Rechtsverhältnis nach Eintritt der Bedingung, 
insbeſondere bei vereinbarter Rückwirkung, 
ſteuerlich zu behandeln iſt. 


Das Steuerrecht hat das Beſtreben, den Einfluß dieſer 
Schwebezuſtände und die damit verbundene Ungewißheit 
für die Entſtehung und Feſtſetzung der Steuern möglichſt 
auszuſchalten. Den Erwerb unter einer aufſchiebenden Be- 
dingung berückſichtigt es im allgemeinen überhaupt nicht 
($ 4 RBewc). Es bewertet die Ausſicht auf die Verwirk⸗ 
lichung des Rechts mit Nu ll. Den Erwerb unter einer auf⸗ 
löſenden Bedingung behandelt das Steuerrecht umgekehrt 
als unbedingten Erwerb (§ 5 R BewG). Es bewertet 
die Möglichkeit des Fortfall des Rechts ebenfalls mit 
Null. Entſprechendes gilt für die jtenerliche Behandlung 
aufſchiebend und auflöſend bedingter Laſten (88 6 und 7 
RBew). 

Dieſe Grundſätze gelten nicht nur für das Gebiet der 
Einheitsbewertung und Vermögenſteuer. Sie haben alt- 
gemeine Bedeutung für alle Steuerarten. Muf- 
ſchiebend bedingte Einkünfte gelten zum Beiſpiel für 
die Einkommenſteuer als nicht zugefloſſen, anf- 
löſend bedingte Einkünfte werden wie unbedingt 
zugefloſſene behandelt. 


5. Behandlung der Bedingung bei Veranlagungſteuern 


Bei den Veranlagungſteuern (laufend veran- 
lagten Steuern) hat es bei dieſer Behandlung der auf⸗ 
ſchiebend und auflöſend bedingten Schwebezuſtände ſein 
Bewenden. Der nachträgliche Eintritt der Bedingung 
andert an der Veranlagung der bis dahin abgelaufenen 
Veranlagungszeiträume nichts. Für die vom Zeitpunkt des 
Eintritts der Bedingung ab laufenden Zeiträume kann 
dieſer Umſtand unter den Vorausſetzungen des § 22 RBewg 
zu einer Fortſchreibung (Wertfortſchreibung) § 225 a AO 
gemäß führen. Dieſe Regelung gilt insbeſonders auch für 
die Veranlagung der Gewerbeſteuer und der Grundſteuer. 

Dieſe Behandlung des bedingten Erwerbs ergibt ſich 
aus dem Weſen der laufend veranlagten Steuern. Sie 
paſſen ſich infolge ihrer Erhebungsart dem Schwanken der 
Beſtenerungsgrundlagen, unter denen auch die Beendigung 
dieſer Schwebezuſtände zu verſtehen iſt, von ſelbſt an. Sie 
werden auch wirtſchaftlich als Laſt des laufenden Er- 
hebungszeitraums empfunden. Eine nachträgliche Berück⸗ 
ſichtigung der eingetretenen Bedingung würde verwaltungs⸗ 
mäßig große Schwierigkeiten bereiten. 


Beiſpiel: 
Eine im Jahr 1930 entſtandene aufſchiebend bedingte Laſt 
iſt bei den Hauptfeſtſtellungen vom 1. Januar 1931 und vom 
1. Januar 1935 nicht berückſichtigt worden. Die Bedingung 
tritt 1939 ein. Alle Veranlagungen ab 1930 müßten dann be- 
richtigt werden. Das ift praktiſch nicht durchführbar. 


Die Nichtberückſichtigung des Eintritts der Bedingung 
iſt bei den Veranlagungſteuern ſelbſt dann nicht unbillig, 
wenn der Eintritt der Bedingung auf Grund beſonderer 
Vereinbarung mit rückwirkender Kraft erfolgt. 8 159 BGB 
gemäß ſind die Beteiligten verpflichtet, ſich alles zu ge⸗ 
währen, was ſie haben würden, wenn die Folgen in dem 
früheren Zeitpunkt eingetreten wären. Wegen der bisher 
gezahlten oder nichtgezahlten Steuern find fie dann miter- 
einander auf Ausgleichungsanſprüche angewieſen. Die Vor⸗ 
ſchrift des § 4 Abſatz 2 StAnpch kommt demgemäß für 
laufend veranlagte Steuern nicht zum Zug. 


6. Behandlung der Bedingung bei den Einzelſteuern 


Bei den Einzelſteuern (nicht laufend veranlagten 
Steuern) iſt eine andere Betrachtungsweiſe geboten. Es 
handelt fich hier um die Beſteuerung ein maliger Vor⸗ 
gänge. Die Nichtberückſichtigung des Eintritts der Bedin⸗ 
gung würde dazu führen, daß dieſe Vorgänge im bis⸗ 
herigen Umfang ſteuerpflichtig blieben, obwohl feſtſteht, 
daß ſich die Beſteuerungsgrundlagen weſe ntlich ver⸗ 
ändert haben. Der nachträgliche Eintritt der Bedingung 
ijt bei den Einzelſtenern daher regelmäßig beachtlich. Sin- 
weis auf die §§ 5 Abſatz 2, 6 Abſatz 2, 7 Abſatz 2 R Bew. 
Das gilt insbeſondere für die Erbſchaftſteuer. Tritt 
die Bedingung ein, fo ift auf Antrag die Steuer nach dem 
tatjächlichen Wert des Erwerbs zu berechnen. Für dieſe 
Fälle gilt die Verfahrensvorſchrift des § 4 Abſatz 2 SAY. 

Bei beſtimmten Einzelſteuern iſt die Bedingung ebenſo 
unbeachtlich wie bei den Veranlagungſteuern. Das iſt der 
Fall bei der Urkundenſteuer (8 9 Abſatz 2 UrfSt®). 
Es ergibt ſich das aus dem das Urkundenſteuergeſetz be⸗ 
herrſchenden Urkundenprinzip. Ahnlich verhält es ſich bei 
en en umſatzſtener ($ 18 Abſatz 2 Ziffer 3 


7. Wegfall von Beftenerungsmerfmalen mit Wirkung für 

die Vergangenheit 

Auch in anderen Fällen kann es ähnlich wie beim 
Eintritt einer Bedingung vorkommen, daß ſich durch ein 
beſtimmtes Ereignis die Grundlage eines Rechtsvorgangs 
nachträglich weſentlich verändert. Es ſtellt 
nd) heraus, daß dieſer Vorgang in anderer Art und 
Weiſe, als er tatfächlich ſteuerlich erfaßt ift, der Beſteuerung 
hätte unterliegen müſſen. Bei rückſchauender Betrachtung 
ſtellt ſich alſo heraus, daß der ganze Vorgang bisher noch 
in der Schwebe war und erft nacht rä glich durch eine 
endgültige Regelung erſetzt wird. 
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Einen Fingerzeig für die Behandlung derartiger Fälle 
bietet 8 4 Abſatz 3 Ziffer 2 SiMnpG. Dieſe Vorſchrift dehnt 
die Behandlung der bedingten Rechtsgeſchäfte — 8 4 Abſatz 2 
StAnpch — weiter aus. § 4 Abſatz 3 Ziffer 2 StAnpch lautet: 

„Eutſprechendes (Abſatz 2) gilt .. . „ wenn ein Merkmal, 
deſſen Vorliegen das Geſetz für die Steuerſchuld, für die 
Steuerbefreiung, für eine Steuerermäßigung oder für eine 
ſonſtige Steuervergünſtigung fordert, nachträglich mit Wirkung 
für die Vergangenheit weggefallen iſt.“ 


Es müſſen alſo zwei Vorbedingungen erfüllt 
ſen, damit dieſe Vorſchrift angewendet werden kann. Es 
muß einmal ein Beſtenerungsmerkmal tatſächlich weg- 
gefallen fein, d. h. die Beſteuerungsgrundlage muh fich 
weſentlich verändert haben. Und dieſes Beſteue⸗ 
rungsmerkmal muß mit Wirkung für die Vergangen- 
heit weggefallen ſein. Sind dieſe Vorausſetzungen erfüllt, 
dann ift das für das Beſteuerungsverfahren regelmäßig 
beachtlich. Es muß alſo notfalls die Veranlagung auch für 
zurückliegende Steuerabſchnitte auf der Grundlage 
erfolgen, wie fie ſich bei nachträglicher Betrachtung tat- 
ſächlich herausgeſtellt hat. 

Einer der wichtigſten Anwendungsfälle dieſer Vorſchrift 
iſt die nachträgliche Anderung der Vorjahresſchlußbilanz 
durch Rechtsmittelentſcheidung oder durch Berichtigungs⸗ 
veranlagung 8 222 AO gemäß oder im Weg der zuläſſigen 
Bilanzberichtigung. Nach den Regeln des Bilanzenzuſammen⸗ 
hangs bildet die Schlußbilanz des Vorjahres zugleich die 
Anfangsbilanz des folgenden Wirtſchaftsjahres. Dieſes 
Merkmal fällt bei Anderung der Vorjahresſchlußbilanz 
nachträglich mit rückwirkender Kraft fort. Es iſt dann 8 4 
Abſatz 3 Ziffer 2 StUnPG gemäß zuläſſig und geboten, im 
Rahmen der Verjährungsfriſt die Veranlagung des folgen⸗ 
den Wirtſchaftsjahres ohne Rückſicht auf den Eintritt der 
Rechtskraft zu ändern. 

Beiſpiel: 

Im Jahr 1939 wird im Rahmen einer Betriebsprüfung 
feſtgeſtellt, daß der Steuerpflichtige in die Schlußbilanz 1936 
ſein Warenlager mengenmäßig zu niedrig eingeſetzt hat. Die 
Veranlagung für das Wirtſchaftsjahr 1936 wird § 222 Abſatz 1 
Ziffer 1 gemäß berichtigt. Auch die rechtskräftige Veranlagung 
für 1937 ift infolge Erhöhung des Warenanfangsbeſtands § 4 
Abſatz 3 Ziffer 2 StAnpch gemäß zu berichtigen. 


Ein anderes Beiſpiel des Wegfalls eines Beſteuerungs— 
merkmals mit Wirkung für die Vergangenheit bildet eine 
rechtzeitig und wirkſam eingereichte Amneſtieanzeige. Sie 
bringt auch rechtskräftige Steuerfeſtſetzungen über amne⸗ 
ftierte Steuern zum Erlöſchen. Hinweis auf NZH vom 
29. Mai 1935 VI A 728/33 in RStBl 1935 Seite 936. 


8. Behandlung von Rückdatierungsverträgen 


Ob ein Beſteuerungsmerkmal mit Wirkung für die 
Vergangenheit weggefallen ift, ift allein nach ſteuer⸗ 
lichen Geſichtspunkten zu beurteilen. Regelmäßig trifft 
es nicht zu bei den ſogenannten Rückdatierungs⸗ 
verträgen. Rückdatierungsverträge ſind ſolche Ver⸗ 
träge, in denen die Vertragſchließenden vereinbaren, die 
Auswirkung eines Vertrags auf einen vor dem Vertrags- 
abſchluß liegenden Zeitpunkt zurückzubeziehen. Derartige 
Vereinbarungen haben nur Wirkſamkeit im Verhältnis der 
Beteiligten untereinander. Die Beteiligten können jedoch 
bereits eingetretene ſteuerliche Wirkungen nicht mehr ab- 
ändern oder rückgängig machen. Die Steuerfeſtſetzung als 
öffentlich-rechtlicher Hoheitsakt wird durch diefe privatrett- 
lichen Abreden nicht berührt. Hier gilt der allgemeine Be⸗ 
urteilungsgrundſatz des § 1 Abſatz 3 StAnpch. In dem 
Zeitpunkt, auf den laut Parteivereinbarung die Wirkung 
des Rechtsgeſchäfts zurückbezogen werden foll, war tat- 
ſächlich ein der Vereinbarung entſprechender Zuſtand noch 
nicht vorhanden. Die Vereinbarung iſt ſteuerlich erſt von 
dem Zeitpunkt ab wirkſam, in dem die Beteiligten die Ver⸗ 
einbarung getroffen und einen dieſer Vereinbarung ent— 
ſprechenden Zuſtand tatſächlich geſchaffen haben. 
Beiſpiel: 

Der Einzelkaufmann A nimmt im Laufe des Wirtſchafts⸗ 
jahres 1938 den Bals Geſellſchafter auf. Der Geſellſchafts⸗ 


vertrag iſt am 30. November 1938 geſchloſſen. Er ſoll auf den 
1. Januar 1938, den Beginn des Wirtſchaftsjahrs 1988, zurück⸗ 
wirken. Der Vertrag iſt erſt mit ſeiner Ausführung, d. h. 
früheſtens ab 30. November 1938, ſteuerlich beachtlich. 


Jede andere Betrachtungsweiſe würde zu einer will⸗ 
kürlichen Verſchiebung der Beſteuerungsgrundlagen führen. 
Die Beteiligten könnten dann an die Stelle eines von den 
Finanzbehörden im Steuerrechtsmittelverfahren nicht ge- 
billigten Zuſtands mit rückwirkender Kraft einen anderen 
ſetzen, der den ſteuerlichen Vorausſetzungen entſpricht. Das 
iſt unzuläſſig. 

Beiſpiel: 

Eine Rentenverſicherung des Arbeitnehmers als Bezugs⸗ 
berechtigten, die im Rechtsmittelverfahren als zuſäblicher 
Arbeitslohn des Arbeitnehmers behandelt worden iſt, wird mit 
rückwirkender Kraft durch einen Lebensverſicherungsvertrag zu 
ſeinen Gunſten mit dem Arbeitgeber als Bezugsberechtigtem 
erſetzt. Hinweis auf NFO vom 31. Juli 1935 VI A 11/34 im 
RStBl 1935 Seite 1193. 


Auhnlich verhält es ſich mit der Rückgängigmachung einer 
Kapitalerhöhung. Hinweis auf NAH vom 14. März 1935 
IIIA 253/34 im RStBl 1935 Seite 572. 


9. Irrtümliche Annahme eines Beſteuerungsmerkmales 


Ein Beſteuerungsmerkmal fällt auch dann nicht mit 
Wirkung für die Vergangenheit fort, wenn ſich nachträglich 
herausſtellt, daß die Finanzbehörden nur irrtümlich 
angenommen haben, dieſes Tatbeſtandsmerkmal liege vor. 
Mit dieſem Fall befaßt ſich die Begründung zum Steuer⸗ 
anpaſſungsgeſetz zu § 4 StAnpc (RStBl 1935 Seite 1400). 
Beiſpiel: 

Nach dem Tod des Erblaſſers A ſetzt das Finanzamt die 
Erbſchaftſteuer gegenüber Wals geſetzlichem Erben fejt. 3 Jahre 
ipäter, nachdem die Veranlagung unanſechtbar geworden ift, 
e aufgefunden, in dem C als Alleinerbe ein- 
geſetzt iſt. 


84 Abſatz 3 Ziffer 2 StAnpcô ift auf dieſen Fall nicht 
anwendbar. Auch § 222 AO greift für Fälle dieſer Art nicht 
Platz. Seine Vorſchriften würden höchſtens die Möglichkeit 
zu einer Herabſetzung der Erbſchaftſteuer des geſetzlichen 
Erben geben. Für eine grundlegend andere Beurteilung 
des Tatbeſtands, insbeſondere zur Heranziehung des Teſta⸗ 
mentserben C trotz rechtskräftiger Feſtſtellung gegenüber B 
bieten fie keine Handhabe. Ebenſo verhält es fih mit § 2% 
AO. Abhilfe im Villigkeitsweg zu ſchaffen wäre unbefrie⸗ 
digend und nicht ausreichend. 

Es handelt ſich ausſchließlich um eine falſche Feſtſtellung 
des zur Zeit des Erbfalls vorliegenden Tatbeſtands. 
Die Feſtſtellung des Tatbeſtands unterliegt dem allgemeinen 
Beurteilungsgrundſatz des 81 Abſatz 3 StAnpG. Nach dem 
bisherigen Stand der Dinge mußten die Finanzbehörden 
den Tatbeſtand ſo beurteilen, wie er ihrer Entſcheidung zu⸗ 
nächſt zugrunde lag. Stellt ſich nachträglich, jedoch vor Ab- 
lauf der Verjährungsfriſt heraus, daß die ta tſächlichen 
Verhältniſſe andere waren als urſprünglich angenommen, 
ſo gebietet der allgemeine Beurteilungsgrundſatz des 81 Ab⸗ 
ſatz 3 StAnpG, den Tatbeſtand jo zu beurteilen, wie er tat- 
ſächlüch lag. Die in der Zwiſchenzeit vorgekommenen Ver- 
mögensveränderungen ſind dabei zu berückſichtigen. 


Ergebnis: 

Der geſetzliche Erbe B ift mit dem Betrag zur Erbſchaft⸗ 
ſteuer heranzuziehen, in deſſen Höhe er tatſächlich bereichert ifi. 
Der Teſtamentserbe © ijt mit dem Erwerb erbſchafiſteuer⸗ 
pflichtig, den er von dem geſetzlichen Erben tatſächlich erhalten 
hat. Der Wert dieſes Erwerbs richtet ſich nach dem Zeitpunkt 
der Übergabe des reſtlichen Nachlaſſes. Die Veranlagung des 
geſetzlichen Erben V für die Zwiſchenzeit zur Einkommenſteuer 
und Vermögenſteuer bleibt unberührt. Einkommen und Ver⸗ 
mögen find ihm den Zurechnungsvorſchriften des $ 11 Abſatz 4 
Stunpch gemäß als Eigenbeſitzer des Nachlaſſes zuzurechnen. 


Anders liegt der Fall, wenn ein Erbe ſich nach Rechts- 
kraft der Erbſchaftſteuerveranlagung entſchließt, ein wegen 
Formmangels wichtiges Teſtament zu erfüllen. Er erfüllt 
damit keine Bedingung im Sinn des 84 Abſatz 2 StAnpG. 
Es fällt auch kein Tatbeſtandsmerkmal nachträglich mit 
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Wirkung für die Vergangenheit weg (8 4 Abſatz 3 Ziffer 2 
StAnpGg). Ebenſowenig ändern ſich nachträglich die tatſäch⸗ 
lichen Vorausſetzungen, von denen bei Beurteilung des Tat⸗ 
beſtands ausgegangen ift (8 1 Abſatz 3 StAııp&). Es bleibt 
vielmehr bei der bisherigen Veranlagung — Hinweis auf 
NFO von 23. April 1936 III e A 25/36 im RStl 1936 
Seite 551. 

Entſprechende Grundſätze wie bei der irrtümlichen An⸗ 
nahme tatſächlicher Verhältniſſe müſſen gelten, wenn ſich die 
Finanzbehörden, ohne daß ihnen eine offenbare Unrichtig⸗ 
keit im Sinn des 892 Abſatz 3 AO zur Laſt fällt, in recht⸗ 
licher Beziehung über die Zurechnung eines Wirtſchaftsguts 
zu einem Steuerabſchnitt oder einer beſtimmten ſtenerpflich⸗ 
tigen Perſon gegenüber geirrt haben. 

Beiſpiel: 
Das Finanzamt hat angenommen, daß beſtimmte Ein» 
künfte im Kalenderjahr 1938 zugefloſſen find. In Rechts⸗ 


miltelberfahren wird rechtskräftig feſtgeſtellt, daß die Ein⸗ 
künfte bereits im Jahre 1937 zugefloſſen find. Der Steuer⸗ 
pflichtige wird für 1938 inſoweit freigeſtellt. 


Auch in dieſen Fällen iſt kein Beſteuerungsmerkmal mit 
Wirkung für die Vergangenheit weggefallen. § 4 Abſatz 3 
Ziffer 2 StAnpcG ift nicht anwendbar. Es ijt von den Rechts⸗ 
mittelbehörden nur das feſtgeſtellt worden, was von vorn⸗ 
herein Rechtens war. 


Ergebnis: 

Die Veranlagung für 1937 iſt ohne Rückſicht auf den 
Eintritt der Rechtskraft dem allgemeinen Beurteilungsgrundſatz 
des $1 Abſatz 3 StAnyG gemäß abzuändern, ſoweit noch nicht 
Verjährung eingetreten iſt. 


Ebenſo iſt zu verfahren, wenn die Finanzbehörden irr- 
tümlich Einkünfte oder beſtimmte Wirtſchaftsgüter einem 
anderen Steuerpflichtigen zugerechnet haben. 


Die Vergütungen aus einer Nebentätigkeit und ihre umsatzsteuerliche 
Behandlung Von Regierungsrat Dr. Densow, Finanzamt Garmisch-Partenkirchen 
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1. Einführung 


Ein Umſatz im Sinn des § 1 Ziffern 1 und 2 USt ift 
nur gegeben, wenn ein Unternehmer im Rahmen ſeines 
Unternehmens tätig wird. Unternehmer iſt § 2 Ab⸗ 
fah 1 UStG gemäß, wer eine gewerbliche oder be- 
rufliche Tätigkeit ſelbſtändig ausübt, das heißt 
nachhaltig zur Erzielung von Einnahmen tätig wird. 


Wenn die Vergütungen, die ein Steuerpflichtiger aus 
einer Nebentätigkeit bezieht, uinſatzſteuerpflichtig 
ſein ſollen, ſo muß er inſoweit als Unternehmer tätig 
geworden ſein. 


2. Das Verhältnis der Nebentätigkeit zur Haupttätigkeit 


Iſt der Steuerpflichtige ſchon in feiner Haupttät i g- 
keit Unternehmer, fo wird er es oft auch in feiner 
Nebentätigkeit ſein. Das iſt in der Regel dann der 
Fall, wenn ſeine Nebentätigkeit mit ſeiner ſelb⸗ 
ſtändigen gewerblichen oder beruflichen 
Haupttätigkeit in einem engen ſachlichen Bu- 
ſammenhang ſteht. Seine Nebentätigkeit wird 
dann oft ein Hilfsgeſchäft feiner gewerblichen oder be- 
ruflichen Haupttätigkeit ſein. 


Viele Steuerpflichtige werden, ſoweit ihre Haupt- 
tätigkeit in Betracht kommt, nicht als Unternehmer 
tätig ſein. 

Das ift zum Beiſpiel bei allen Beamten, Ange- 
ſtellten und Arbeitern der Fall, alſo bei Perſonen, 
die im Hauptberuf unſelbſtändig ſind. Eine 
Nebentätigkeit, die ſie außerdem noch gegen Entgelt 
ausüben, iſt umſatzſteuerpflichtig, wenn die im 
Abſchnitt 1 bezeichneten Vorausſetzungen erfüllt ſind. 

Die folgenden Ausführungen behandeln die Frage, ob 
und inwieweit die Nebentätigkeit der Angehörigen einiger 
beſonders wichtiger Berufsarten umſatzſteuerpflächtig ift. 


9. Die Nebentätigkeit der ärztlichen, tierärztlichen und zahnärzt— 
lichen Beamten und Angeſtellten, 

10. Die Nebentätigkeit der ſonſtigen Beamten, 

11. Die Nebentätigkeit der Wehrmachtsangehörigen, 

12. Die ſchriftſtelleriſche Nebentätigkeit der Angehörigen der nicht⸗ 
ſelbſtändigen Berufe, 

13. Steuerbefreiungen, 

14. Der Steuerbefreiungsgrund des § 4 Ziffer 13 UStG, 

15. Die allgemeine Steuerfreiheit $ 63 USt D gemäß. 


3. Die Nebentätigkeit der Rechtsanwälte 


Die Nebentätigkeit der Rechtsanwälte erſtreckt ſich auf 
alle Gebiete des Wirtſchaftslebens. Es iſt dabei 
nicht erforderlich, daß fie zu der eigentlichen beruf. 
lichen Tätigkeit eines Rechtsanwalts gehört. 
Veiſpiele: 

A. Ein Rechtsanwalt hat neben ſeiner Tätigkeit als Rechtsanwalt 
mehrere Teſtamentsvollſtreckungen und Vermögensverwal- 
tungen durchzuführen. 

B. Ein Rechtsanwalt iſt in den Vertrauensausſchuß eines großen 
Juduſtriewerks berufen. 


Ein Rechtsanwalt iſt als Vormund beſtellt und hat außerdem 
eine große mildtätige Stiftung zu verwalten. 


Es handelt fich in den obenbezeichneten Beiſpielen um 
Nebentätigkeiten, die nicht unbedingt mit dem 
Beruf eines Rechtsanwalts verbunden ſein müſſen. 
Auch Volksgenoſſen ohne Rechtsvorbildung werden 
oft ſolche Tätigkeiten auszuüben haben. 


Aufträge ſolcher Art ſind durch den Hauptberuf des 
Rechtsanwalts aber veranlaßt und ſtehen mit ihm min⸗ 
deſtens mittelbar im Zuſammenhang. Das iſt auch 
dann der Fall, wenn perſönliche Beweggrün de für 
die Annahme eines ſolchen Auftrags eine gewiſſe Rolle 
ſpielen. Es wird ſich dabei regelmäßig um ſteuerbare 
Hilfsgeſchäfte des Hauptberufs handeln. 

Eine außeranwaltliche Nebentätigkeit iſt 
nur unter der Vorausſetzungumſatzſteuerbar, daß der 
Rechtsanwalt fie ſelbſtändig ausübt. Er übt fie ſelb⸗ 
ſtändig aus, wenn er auf eigene Gefahr und nad) eige- 
ner Willensentſcheidung handelt. Er iſt in ſeiner 
Nebentätigkeit nicht ſelbſtändig, wenn er ſeine 
Arbeitskraft ſo in den Dienſt eines anderen ſtellt, 
daß er deſſen Anordnungen hinſichtlich des Orts, der 
Zeit und der Art und Weiſe ſeiner Tätigkeit zu 
folgen verpflichtet iſt. 
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Die Frage, ob der Rechtsanwalt in feiner Neben- 
tätigkeit ſelbſtändig iſt oder nicht, muß nach den 
Geſamtumſtänden des einzelnen Falles ent⸗ 
ſchieden werden. Es iſt bei der Prüfung des einzelnen 
Falles auf das Innenverhältnis abzuſtellen, das 
zwiſchen dem Rechtsanwalt und dem Auftraggeber beſteht. 

Nur dann, wenn die Entſcheidung auf Grund des 
Innenverhältniſſes zweifelhaft iſt, wird das 
Auftreten nach außen als Anzeichen für die Be⸗ 
urteilung des Innenverhältniſſes verwertet wer⸗ 
den können. 


Iſt der Rechtsanwalt nebenberuflich nur von 
Fall zu Fall tätig und beſtehen zwiſchen ihm und 
ſeinem Auftraggeber nur loſe Rechtsbeziehungen, 
ſo wird er auch regelmäßig in ſeiner Nebentätigkeit 
ſelbſtändig ſein. 


Beiſpiel: 


Ein Rechtsanwalt, der die ruſſiſche Sprache beherrſcht, wird 
von Fall zu Fall von Gerichten und Privatunternehmern als 
Dolmetſcher herangezogen. 


Schwieriger iſt die Entſcheidung in den Fällen, in denen 
der Rechtsanwalt nebenberuflich in einem feſten 
Vertragsverhältnis zu ſeinem Auftraggeber ſteht, 
das für längere Zeit andauert. 

Das wird zum Beiſpiel dann der Fall ſein, wenn ſich 
eine öffentlich-rechtliche Körperſchaft oder 
ein einer ſolchen Körperſchaft ähnlicher Ver⸗ 
band eines Rechtsanwalts zur Erfüllung beſtimmter 
öffentlich-rechtlicher Aufgaben bedient. 
Veifptele: 

A. Ein Rechtsanwalt ift nebenamtlich bei einer Rechtsberatungs⸗ 
ſtelle der Deutſchen Arbeitsfront tätig. 

B. Ein Rechtsanwalt iſt nebenamtlich Obmann eines Schieds⸗ 
gerichts für landwirtſchaftliche Marktregelung. 

). Ein Rechtsanwalt iſt nebenamtlich als Amtsvormund tätig. 


D, Ein Rechtsanwalt ift nebenamtlich als Mitglied des juriſtiſchen 
Prüfungsamts berufen. 


Die Entſcheidung hängt davon ab, ob die Rechtsanwälte, 
die eine ſolche Nebentätigkeit ausüben, inſoweit als 
Unternehmer tätig ſind oder nicht. 

Die Rechtsanwälte, die eine ſolche Nebentätigkeit aus⸗ 
üben, werden oft eine feſte monatliche Vergütung er- 
halten. Das iſt zum Beiſpiel der Fall, wenn ſie als Rechts⸗ 
berater bei der Deutſchen Arbeitsfront tätig oder zum Amts— 
vormund beſtellt worden ſind. 

Die Art der Entlohnung allein ſpricht noch 
nicht ohne weiteres für ihre Unſelbſtändigkeit. Sie 
können auch noch nicht aus der Tatſache, daß ihr Muf- 
traggeber etwa für fie Lohnſteuer entrichtet hat, 
ihre Unſelbſtändigkeit herleiten. Das Finanzamt iſt an die 
rechtliche Beurteilung ihres Auftraggebers 
nicht gebunden. Es darf nur nicht Lohnſtener und Um- 
ſatzſteuer nebeneinander erheben, ſondern es hat über 
beide Steuern einheitlich zu entſcheiden. Es miiſſen 
deshalb noch weitere Umſtände hinzukommen, die ihre 
Auffaſſung rechtfertigen. 

Die Rechtsanwälte werden oft als ſolche weiteren 
Umstände geltend machen, daß fie beſtimmten Weiſun⸗ 
gen ihres Auftraggebers zu folgen hätten. 

So hat zum Beiſpiel ein Rechtsanwalt, der nebenamtlich 
als Rechtsberater der Deutſchen Arbeitsfront tätig war, ſich 
zum Beweis feiner Unſelhſtändigkeit darauf be- 
rufen, daß ſeine Nebentätigkeit behördenmäßig 
geregelt und er zur Führung eines Dienſtſiegels be- 
fugt ſei. 

Ein anderer Anwalt, der zum Amtsvormund be 
ſtellt worden iſt, hat geltend gemacht, er ſtehe unter der 
Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts. Es 
könne ihm bei der Verwaltung des Mündelpermögens be⸗ 
ſtimmte Weiſungen erteilen. Er ſei verpflichtet, Liſten zu 
führen und Rechenſchaft abzulegen. Er dürfe keinen Ver- 
treter beſtellen. 
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Andere Rechtsanwälte, die bei öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Schiedsgerichten nebenamtlich tätig ſind, 
haben zum Nachweis ihrer Unſelbſtändigkeit hin und wieder 
darauf hingewieſen, daß ſie verpflichtet ſeien, an beſtimmten 
Sitzungen des Gerichts teilzunehmen. Sie ſeien außerdem 
bei der Durchführung eines Schiedsgerichtsverfahrens an die 
Satzungen der öffentlich-rechtlichen Körperſchaften ge- 
bunden. 

Dieſe Einwendungen gehen fehl. Es iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, daß jede öffentlich-rechtliche Körperſchaft, wenn fie fih 
zur Erfüllung ihrer öffentlich-rechtlichen Aufgaben eines 
Unternehmers bedient, dieſem beſtimmte Wei⸗ 
ſungen erteilen muß. Dieſe werden oft auch einen er⸗ 
heblichen Umfang annehmen. Die Rechtsanwälte, die 
eine ſolche Nebentätigkeit ausüben, können trotzdem umſatz⸗ 
ſteuerrechtlich nicht als Angeſtellte angeſehen werden, 
ſolange ſie nicht in das Angeſtelltenverhältnis 
übernommen worden find. Sie ſtellen ihre Arbeits ⸗ 
kraft nicht ſo in den Dienſt ihres Auftrag⸗ 
gebers, daß ſie deſſen Anordnungen hinſichtlich des 
Orts, der Zeit und der Art und Weiſe ihrer 
Nebentätigkeit zu folgen verpflichtet wären. Sie 
müſſen deshalb als ſelbſtändig gelten. Hinweis auf 
die Urteile des NFS vom 11. November 1938, RStBl 1939 
S. 253, vom 10. Februar 1939, RStBl 1939 S. 549 und vom 
27. Oktober 1939, RStBl 1940 S. 5. * 

Die bürgerlich⸗ rechtliche Form, in die die Pe- 
teiligten ihr Vertrags verhältnis gekleidet haben, 
iſt dabei bedeutungslos. Es iſt gleichgültig, ob das Innen⸗ 
verhältnis zwiſchen den Beteiligten als Dienſtver⸗ 
trag oder als Werkvertrag anzuſehen ift. Das bürger- 
liche Recht ſtellt bei der Unterſcheidung zwiſchen Dienſtver⸗ 
trag und Werkvertrag nicht auf die Selbſtändigkeit 
ab. Ein Dienſtvertrag kann auch bei ſelbſtändigen 
Perſonen vorliegen (Hinweis auf das Urteil des NFS vom 
22. Juni 1934, RSBI S. 1446). 


Es kommt auch auf die Vertrags bezeichnung 
nicht an. Es iſt deshalb bedeutungslos, wenn die Beteiligten 
den zwiſchen ihnen abgeſchloſſenen Vertrag als „Ange⸗ 
ſtellten⸗Vertrag“ bezeichnen (Hinweis auf das Urteil 
des Rü vom 11. Dezember 1931, RStBl 1932 S. 800). 

Es iſt aus den oben bezeichneten Beiſpielen erfichtlich, 
daß die Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs dazu neigt, die 
Rechtsanwälte, die für eine öffentlich rechtliche 
Körperſchaft nebenamtlich tätig find, als ſelb ⸗ 
ſtändig anzuſehen. Dieſe Entſcheidugen haben alle ihren 
letzten Grund darin, daß in der nebenomtlichen Be⸗ 
tätigung der Rechtsanwälte im Dienſt öffentlich ⸗ 
rechtlicher Körperſchaften in der Regel ein 
ſteuerpflichtiges Hilfsgeſchäft des an ſich 
ee ir. Rechtsanwalts erblickt werden 
muß. 


4. Die Nebentätigkeit der Arzte 


Die Geſunderhaltung unſeres Volkes erfordert eine 
ſorgfältige ärztliche Betreuung der Volksgenoſſen. Be⸗ 
ſonders die Partei, die Wehrmacht und der Reichs ⸗ 
arbeitsdienſt, denen wertvollſtes Volksgut an⸗ 
vertraut ift, find auf einen erhöhten ärztlichen Beiſtand an- 
gewieſen. Dieſe Verbände werden oft zur ärztlichen Betreu⸗ 
ung hauptamtliche Arzte anſtellen, die in der Haupt⸗ 
ſache nur für ſie tätig ſind. Sie werden ſich außerdem oft 
ſogenannter Vertragsärzte bedienen, die neben ⸗ 
amtlich ihre ärztliche Tätigkeit bei dieſen Verbänden ver⸗ 
richten. | 

Die Vertragsärzte werden meift eine eigene 
Praxis ausüben. Ihre Nebentätigkeit bei den 
obenbezeichneten Verbänden wird in der Regel in einem 
ſachlichen Zuſammenhang mit der ſelbſtändigen 
Haupttätigkeit ſtehen. Sie ift deshalb nach der Neit- 
ſprechung des Reichsfinanzhofs meiſt als 8 A 
geſchäft der ſelbſtändigen Haupttätigkeit 
aufzufaſſen. Das gilt auch dann, wenn die Nebentätigkeit, 
für fich allein betrachtet, als nichtſelbſtändige Arbeit 
anzuſehen wäre. Hiweis auf CSIR 1939 Hauptabſchnitt VIII 
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Unterabſchnitt 41, RStBl 1940 S. 87 und auf LStR 1940 
Hauptabſchnitt 1 Unterabſchnitt 4, RStBl 1940 S. 138. 


Die Vertragsärzte find demgemäß in der Regel um- 
ſatzſteuerrechtlich als ſelbſtändig anzuſehen. 
Ihre Nebentätigkeit ift deshalb umjakftener- 
pflichtig. 

Die gleiche Entſcheidung wird auch für die nicht 
vollbeſchäftigten Hilfsärzte der Geſundheits⸗ 
ämter zu treffen ſein. Auch ihre Nebentätigkeit iſt ein um⸗ 
ſatzſteuerpflichtiges Hilfsgeſchäft der ſelb⸗ 
ſtändig ausgeübten Haupttätigkeit. 

Freiberuflich tätige Arzte, die nebenamtlich 
zu Vertrauensärzten der Reichsbahn beſtellt 
ſind, werden hinſichtlich ihrer Nebentätigkeit eben⸗ 
falls als ſelbſtändig anzuſehen fein (Hinweis auf das 
Urteil des RH vom 10. Mai 1935, RStBl 1935 S. 1050). 
Dieſe Arzte haben die Angehörigen der Reichsbahn ärzt⸗ 
lich zu behandeln und die Reichsbahnverwaltung durch 
Gutachten und andere Leiſtungen zu unterſtützen. Die Mr- 
gehörigen der Reichsbahn haben für ihre ärztliche Behand- 
lung die freie Arztwahl. Die Vertrauensärzte üben den- 
gemäß inſoweit ihren Beruf ebenſo ſelbſtändig aus wie 
die Arzte, die zur Behandlung von Sozialverſicher- 
ten zugelaſſen ſind. 


Auch die Arzte, die zu Beiſitzern eines öffentlich- 
rechtlichen Gerichts, zum Beiſpiel eines Erbgeſundheits— 
gerichts, berufen worden find, find inſoweit umſatzſteuer— 
pflichtig. Hinweis auf die Urteile des NEH vom 11. Noven- 
ber 1938, NSEBI 1939 S. 253, und vom 17. Februar 1939, 
Amtl. Slg. Bd. 46 S. 143. 


5. Die Nebentätigkeit der Tierürzte 


Die Wehrmacht beſchäftigt Vertragstierärzte. 
Die meiſten Vertragstierärzte bei der Wehrmacht 
üben neben ihrer vertraglichen Tätigkeit bei der Wehrmacht 
keine eigene Praxis aus. Ihre Tätigkeit bei der 
Wehrmacht wird deshalb meiſt als Haupttätigkeit 
anzuſehen ſein. Sie üben dieſe als Arbeitnehmer aus. 
Ihre Tätigkeit unterliegt deshalb nicht der Umſatzſteuer. 


Soweit die Vertragstierärzte neben ihrer vertraglichen 
Tätigkeit eine eigene tierärztliche Praxis ausüben, 
ſteht ihre Nebentätigkeit mit der ſelbſtändigen Haupt- 
tätigkeit in einem ſachlichen Zuſammenhang. Sie iſt deshalb 
ein Hilfsgeſchäft der Haupttätigkeit und demgemäß 
umſatzſteuerpflichtig. Hinweis auf die Einkommen⸗ 
ftener-Nichtlinien für 1939, Hauptabſchnitt VIII Unterab- 
ſchnitt 41, RStBl 1940 S. 87. 


Freiberuflich tätige Tierärzte werden oft die 
amtliche Schlacht- und Fleiſchbeſchau im Neben- 
beruf ausüben. 

Die Schlacht: und Fleiſchbeſchau geht zurück auf reids- 
geſetzliche Vorſchriften (Hinweis auf das Geſetz betreffend die 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau vom 3. Juni 1900, NEPI 
S. 547, §§ 1 und 23). Die Ausübung der Schlacht- und 
Fleiſchbeſchau ift danach die Ausübung einer öffentlich- 
rechtlichen Tätigkeit. 

Die Körperſchaft des öffentlichen Rechts, die zur Erfül⸗ 
lung dieſer Aufgabe berufen iſt, wird ſich zu ihrer Erledi— 
gung oft nichtbeamteter Tierärzte bedienen. 
Dieſe werden damit noch nicht in ein öffentlich— 
rechtliches Beamten- oder Angeſtelltenver⸗ 
hältnis überführt und umſatzſteuerlich unfelb- 
ſtändig im Sinn des 82 Abſatz 2 UStG. Die öffent- 
liche Anſtellung der Tierärzte als Fleiſchbeſchauer ohne 
gleichzeitige förmliche Berufung in das Beamten- 
berhältnis bezweckt nur die gewiſſenhafte Durchführung 
der Aufgaben, die dem Staat durch die Einführung der 
Fleiſchbeſchau erwachſen. Sie ändert aber nicht die per- 
ſönliche und wirtſchaftliche Stellung des Fleiſch⸗ 
beſchauers. Es liegt dann einer der Fälle vor, in denen ſich 
die Körperſchaft des öffentlichen Rechts gur 
Erfüllung einer öffentlich-rechtlichen Aufgabe 
einer Perſon bedient, die eine gewerbliche oder De- 


rufliche Tätigkeit ſelbſtändig ausübt. Hinweis 
auf § 18 Abſatz 4 USt DB. 


Die freiberuflichen Tierärzte werden auch dadurch nicht 
zu Beamten oder zu Angeſtellten, daß fie nicht von 
Fall zu Fall oder nach dem Umfang ihrer 
Dienſtleiſtung bezahlt werden, ſondern feſte Bezüge 
erhalten. Auch ihre Vereidigung auf das gewiſſenhafte 
Erfüllen ihrer Aufgaben und ihre Gebundenheit an 
beſtimmte Anordnungen der Aufſichtsbehörde (zum 
Beiſpiel bei der Beſtellung eines Vertreters, bei Erreichen 
der Altersgrenze und in der dienſtſtrafrechtlichen Stellung) 
können eine Beamteneigenſchaft oder ein be⸗ 
amtenähnliches Verhältnis nicht begründen, ſo⸗ 
lange fie nicht förmlich in einem öffentlich⸗ 
rechtlichen Beamten- oder Angeſtelltenver⸗ 
hältnis ſtehen. Hinweis auf die Urteile des Ric von 
17. Mai 1935, NStBL 1935 S. 1115, und vom 4. Juni 1937, 
RStBL 1937 S. 935. Die Nebentätigkeit der frei- 
beruflichen Tierärzte als Fleiſchbeſchauer 
ift demgemäß ein umſatzſtenerpflichtiges Hilfs⸗ 
geſchäft ihrer Haupttätigkeit. 


6. Die Nebentätigkeit der Land- und Forſtwirte 


Es find bei der Reichs leitung des Reichs⸗ 
nährſtands der Obmann für den Reichsnähr⸗ 
tand und die Reichshanptabteilungsleiter, 
bei den Landesbauernſchaften und bei den 
Kreisbaunernſchaften die Bauernführer, die 
Obmänner und die Hauptabteilungsleiter 
ehrenamtlich tätig. 


Ebenſo üben die Angehörigen der Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe des Reichsnährſtands (Hauptvereinigungen, wirt⸗ 
ſchaftliche Vereinigungen und Wirtſchaftsverbände) und die 
Obmänner der Marktſchiedsgerichte des Reichs⸗ 
nährſtands (Hinweis auf die Verordnung vom 26. Februar 
13 RE I S. 293) eine ehrenamtliche Tätig- 
eit aus. 

Dieſe Amtsträger ſind in der Regel im Hauptberuf 
Qand- und Forſtwirte oder auch Gewerbetrei⸗ 
bende. Die ehrenamtliche Tätigkeit in der Organi⸗ 
ſation des Reichsnährſtands iſt ihnen wegen ihrer 
Eigenſchaft als Land- und Forſtwirt oder als Ge 
werbetreibende übertragen worden. Die Berufung in das 
beim Reichsnährſtand bekleidete Amt ſteht deshalb in 
einem engen ſachlichen Zuſammenhang mit der 
land- und forſtwirtſchaftlichen oder der ge ⸗ 
werblichen Tätigkeit. Ihre ehrenamtliche 
Nebentätigkeit wird demgemäß ſelbſtändig aus⸗ 
geübt. Es liegt einer der Fälle vor, in denen ſich eine Rör- 
perſchaft des öffentlichen Rechts zur Erfüllung 
ihrer öffentlicherechtfihen Aufgaben eines Unterneh— 
mers bedient (Hinweis auf § 18 Abſatz 4 USt DB). 


Der Unternehmer, hier der Land- und Forſtwirt oder 
der Gewerbetreibende, iſt dann auch hinſichtlich ſeiner 
Nebentätigkeit 8 18 Abſatz 4 USt DB gemäß um- 
ſatzſteuerpflichtig. Hinweis auf das Urteil des RF 
vom 16. Juni 1937, RStBI 1937 S. 1244. 

Die umſatzſteuerliche Behandlung der ehren- 
amtlichen Tätigkeit der Land- und Forſtwirte ſtimmt 
überein mit der einkommenſteuerlichen Regelung. 
Es find danach die Bezüge der ehrenamtlich tätigen Bauern⸗ 
führer uſw. nicht als Arbeitslohn, ſondern als Be: 
triebseinnahmen aus Land- und Forſtwirt⸗ 
ſchaft oder aus Gewerbebetrieb anzuſehen. Es wird 
dabei borausgefeßt, daß diefe Perſonen im übrigen Gin- 
Bu N, Bun d⸗ pod N n e upahi oder aus 
ewerbebetrieb beziehen. Hinweis auf CESEN fii 
1939, NSIB 1940 S. 88. — > rs 
Die gleiche Entſcheidung ift zu treffen für die Neben: 
tätigkeit von Qand- und Forſtwirten als Mitglieder des Be- 
wertungsbeirats, des Reichsſchätzungsbei⸗ 
rats, der Landesſchätzungsbeiräte, der Gut⸗ 
achtera usſchüſſe und der Schätzungsaus⸗ 
ſchüſſe. | 
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Es gibt Land⸗ und Forſtwirte, die die Qand- oder Forſt⸗ 
wirtſchaft praktiſch nicht mehr ausüben und deshalb Ein⸗ 
künfte aus Qand- und Forſtwirtſchaft nicht beziehen. Sie 
ſind oft als Bauernführer tätig. Eine Neben⸗ 
tätigkeit im eigentlichen Sinn liegt dann nicht vor. 
Sie find mit ihrer alleinigen Tätigkeit als 
Bauernführer, die als ihre Haupttätigkeit zu gelten 
hat, nicht als ſelbſtändiganzuſehen. Eine Um⸗ 
ſatzſteuerpflicht dieſer Tätigkeit ift demgemäß nicht 
gegeben. 


7. Die Nebentätigkeit der Gewerbetreibende 


Viele Gewerbetreibende ſind bei den Gliederungen des 
Handwerks ehrenamtlich leitend tätig. Nur 
ſolche Gewerbetreibende können in die ehren- 
amtlichen Führerſtellen berufen werden, die in die 
Handwerksrolle als Handwerker eingetragen 
ſind. Sie müſſen einen handwerklichen Beruf aus⸗ 
üben und als Betriebsführer ihrem Betrieb auch 
während der Dauer des Ehrenamts vorſtehen. 
Es kommen als Inhaber ſolcher Ehrenämter in Be: 
tracht: der Reichshandwerkmeiſter, die Landes⸗ 
handwerkmeiſter, der Reichsinnungs⸗ 
meiſter, die Bezirksinnungsmeiſter, die 
Obermeiſter, die Innungsbeiräte und die 
Vorſitzenden der Handwerkskammer. 

Es ift bei der engen Verbindung des Ehren- 
amts mit der Ausübung des Handwerks davon 
auszugehen, daß die Inhaber dieſer Ehrenämter n icht 
in einem Arbeits verhältnis zu der Gliederung 
ſtehen, deren Leiter fie find. Die ehrenamt! iche 
Tätigkeit in dieſen Gliederungen kann nicht von der 
gewerblichen Betätigung als Handwerker getrennt 
werden. Die Bezüge dieſer Männer gehören zu den ge- 
werblichen Betriebseinnahmen. Es ergibt ſich 
daraus die Umſatzſteuerpflicht der ehrenamtlichen Neben- 
tätigkeit. 

Wird ein Unternehmer in eine ehrenamtliche 
Führerſtelle ſonſtiger gewerblicher Gliede⸗ 
rungen (zum Beiſpiel der Wirtſchaftsgruppen) berufen, 
zu denen ſein Betrieb gehört, ſo iſt ſeine Nebentätig⸗ 
keit aus den gleichen Gründen umſatzſteuer⸗ 
pflichtig. Es wird dabei vorausgeſetzt, daß der Unter⸗ 
nehmer dem Betrieb auch noch während der Dauer 
des Ehrenamts vorſteht. 


8. Die Nebentätigkeit der Angehörigen der nichtſelbſtändigen 
Berufe 

Viele Volksgenoſſen, die in ihrem Hauptberuf 
nicht ſelbſtändig find, üben eine Nebentätig⸗ 
keit gegen Entgelt aus. Die Nebentätigkeit iſt 
dann umſatzſteuerpflichtig, wenn die im Mb- 
ſchnitt 1 bezeichneten Voransſetzungen erfüllt find. 
Sie muß ſich alfo umſatzſteuer rechtlich als die 
Tätigkeit eines Unternehmers darſtellen. 

Der Grundſatz, daß eine natürliche Perſon umſatz⸗ 
ſteuerrechtlich teils ſelbſtändig, teils unſelb⸗ 
ſtändig fein kann, ergibt ſich aus 82 Abſatz 2 UStG. Er 
iſt insbeſondere bei Arbeitern, Angeſtellten und Beamten, 
die eine ſelbſtändige gewerbliche oder berufliche Tätigkeit 
nebenher ausüben, anzuwenden. 

Es wird den Volksgenoſſen, die im Hauptberuf Arbeit⸗ 
nehmer ſind, nicht immer ohne weiteres möglich ſein, eine 
Nebentätigkeit auszuüben. Tarifordnungen, Ve- 
triebsordnungen oder Einzelarbeitsverträge werden oft die 
Ausübung einer Nebentätigkeit durch Arbeiter und An⸗ 
geſtellte im Intereſſe einer ordnungsmäßigen 
Erledigung der Haupttätigkeit einſchränken 
oder gar verbieten. 81 der Verordnung über die Nehen⸗ 
tätigkeit der Beamten vom 6. Juli 1937 RED I 
S. 753) beſtimmt ausdrücklich: 


Die Pflicht der Beamten zur vollen Hin⸗ 
gabe ſeiner Arbeitskraft an den Dienſt⸗ 
herrn ſchließt grundſätzlich die Über- 
nahme von Nebentätigkeiten aus. 


Beamte dürfen demgemäß § 10 Abſatz 2 Nr. 2 des Teut- 
ſchen Beamtengeſetzes vom 26. Januar 1937 (RGBl I S. 39) 
gemäß eine entgeltliche Nebentätigkeit (Neben⸗ 
beſchäftigung) nur mit Genehmigung ihrer vorgeſetzten 
Dienſtſtelle ausüben (Hinweis auf 82 der Verordnung 
über die Nebentätigkeit der Beamten vom 6. Juli 1937, 
NGHI I S. 753). 

Die folgenden Ausführungen befaſſen ſich mit der 
Frage, wann Nebentätigkeiten, die Beamte und 
Angeſtellte erfahrungsgemäß oft ausüben, um ſatz⸗ 
ſteuerpflichtig ſind und wann nicht. 


9. Die Nebentätigkeit der ärztlichen, tierärztlichen und zahn⸗ 
ärztlichen Beamten und Angeſtellten 


Die ärztlichen, tierärztlichen und zahn⸗ 
ärztlichen Beamten oder Angeſtellten werden 
oft neben ihrer Hauptttätigkeit als Beamte 
oder Angeſtellte eine Privatpraxis ausüben. Die 
angeſtellten Arzte, Tierärzte und Zahn⸗ 
ärzte werden meiſt eine Privatpraris nur dann betrei⸗ 
ben dürfen, wenn die Ausübung einer Private 
praxis in den Arbeitsverträgen angdrid- 
lich oder ſtillſchweigend zugelaſſen iſt. Die 
Beamten (Arzte, Tierärzte und Zahnärzte) dürfen gemäß 
86 der Verordnung über die Nebentätigkeit der Beamten 
vom 6. Juli 1937 (RG Bl I S. 733) eine Privatpr ar is 
nur dann ausüben, wenn die oberſte Dienſtbehörde die 
Ausübung der Privatpraxis aus dienſt⸗ 
lichen Gründen oder mit Rückſicht auf örtliche Belange 
genehmigt. Die Genehmigung zur Ausübung der 
Kaſſenpraxis darf ärztlichen und zahnärztlichen 
Beamten nur erteilt werden, wenn örtliche Verhältniſſe 
das un abweisbar fordern. 


Dieſe Einſchränkungen betreffen jedoch nur die Bit- 
läſſigkeit der Ausübung einer Privat- 
praxis. Sie beziehen ſich nichk auf die Art und 
Weiſe, in der die Arzte, Tierärzte und Zahnärzte ihre 
Privatpraxis ausüben. Wenn ſie eine Privatpraxis betreiben 
dürfen, ſo tun ſie das auf eigene Gefahr und nach 
eigener Willensentſchließung. Sie ſtellen ihre 
Nebentätigkeit nicht derart in den Dienſt eines 
anderen, daß ſie deſſen Anordnungen hinſichtlich des 
Orts, der Zeit und der Art und Weiſe ihrer 
Nebentätigkeit zu folgen verpflichtet wären. Ihre 
Nebentätigkeit ift demgemäß als ſelbſtändig an 
zuſehen. 


Beiſpiel: 

Die Deutſche Reichsbahn ſtellt einen Arzt haupkamt⸗ 
lich als Reichsbahnvertrauensarzt an. Er übt neben feiner 
bahnärztlichen Tätigkeit noch eine Privatpraxis aus. Seine 
Nebentätigkeit iſt als ſelbſtändig anzuſehen und deshalb 
umſatzſteuerpflichtig. 


Beamtete Arzte ſtädtiſcher Krankenhänſer werden 
oft bemittelte Patienten der Krankenhäuſer als Privat- 
patienten behandeln dürfen. Sie haben ſolchen Kranken 
gegenüber ein eigenes Liquidationsrecht. Es 
werden den Arzten dabei oft Beſchränkungen in 
dieſem Recht auferlegt werden. Die Krankenhäuſer werden 
die Honorare der Arzte hin und wieder ſelbſt berechnen 
und einziehen dürfen. Die Honorare unterliegen oft den 
Kürzungsbeſtimmungen, die für die Gehälter 
maßgebend ſind. 

Die Arzte ſind, ſoweit ſie ſolche Kranke behandeln, 
als ſelbſtändig anzuſehen. Das entſpricht der ſtändigen 
Rechtſprechung des Reichsfinanzhofs (Hinweis auf das Urteil 
des NFS vom 30. Oktober 1939, RSBI 1937 S. 274). Die 
Veſchränkungen in ihrem Liquidationsrecht ſtehen der tei la 
weiſen Selbſtändigkeit dieſer Arzte nicht ent- 
gegen. 

Beamtete Arzte werden oft zu Beiſitzern von 
Erbgeſundheitsgerichten berufen werden. Auch 
fic find um ſatzſteuerrechtlich inſoweit als feld- 
ſtändig anzuſehen. Es würde dem Grundſatz der 
Gleichmäßigkeit der Beſteuerung widerſprechen, 
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die Ausübung der gleichen Tätigkeit beiden frei- 
beruflichtätigen Arzten zu beſtenern, bei den be⸗ 
amteten Arzten aber ſteuerfrei zu laſſen. Hinweis 
auf Abſchnitt A und auf die Urteile des NEG vom 
11. November 1938, RStBBl 1939 S. 253, und vom 17. Fe⸗ 
bruar 1939, Amtl. Slg. Bd. 46 S. 143. 

Beamtete Arzte oder Tierärzte werden oft eine 
Nebenbeſchäftigung innerhalb des öffent⸗ 
lichen Dienſtes ausüben. 

Beiſpiele: 

A. Ein beamteter Arzt übt nebenamtlich die Impftätigkeit aus. 

B. Ein beamteter Tierarzt ift nebenamtlich als Fleiſchbeſchauer 
tätig. 

Solche Arzte oder Tierärzte werden in der Artund 
Weiſe der Ausübung ihrer Nebenbeſchäfti⸗ 
gung meiſt gewiſſen Beſchränkungen unterliegen. Es wird 
oft nicht einfach fein zu entſcheiden, ob fie in ihrer Neben- 
tätigkeit ſelbſtändig find oder nicht. 

Die Verordnung über die Nebentätigkeit der beamteten 
Arzte, Zahnärzte und Tierärzte vom 3. Mai 1938 (RGB T 
S. 501) gibt für die Beurteilung der Selbſtändigkeit 
ſolcher Arzte einen Anhaltspunkt. 

Es kann dieſer Verordnung gemäß angenommen mwer- 
den, daß Verrichtungen, für die Gebühren gewährt wer⸗ 
den, in der Regel außerhalb des haupta mtli ch en 
Aufgabenkreiſes liegen. Eine ſolche Nebentätigkeit 
wird als ſelbſtändig ausgeübte Tätigkeit anzuſehen ſein. 
Wird die Nebentätigkeit gegen feſtes Gehalt ausgeübt, 
ſo ſpricht das für Unſelbſtändigkeit. 


Veiſpiele: 
A. Ein beamteter Arzt iſt gegen feſtes Gehalt zum Schularzt 
aller Schulen einer Gemeinde beſtellt worden 


B. Ein beamteter Tierarzt iſt nebenamtlich gegen feſtes Gehalt 
zum Fleiſchbeſchauer beſtellt worden. 


Die Wehrmacht, der Reichsarbeitsdienſt 
und die Partei beſchäftigen als Vertragsärzte und 
als Vertragstierärzte auch ſolche Stenerpflichtigen, die in 
ihrer Haupttätigkeit als Arbeitnehmer anzu⸗ 
ſehen find. 

Beiſpiel: 
Ein angeſtellter Aſſiſtenzarzt iſt bei der Wehrmacht als 
Vertragsarzt tätig. 
Ebenſo werden die nicht vollbeſchäftigten Hilfsärzte der 
Geſundheitsämter hin und wieder in ihrer 
Haupttätigkeit unſelbſtändig fein. * 

Die vertragsmäßigen Bezüge aus der Nebentätig⸗ 
keit dieſer Arzte find Einkünfte aus nichtſelbſtändi⸗ 
ger Arbeit (Hinweis auf EStR für 1939, Abſchnitt 41). 
Ihre Nebentätigkeit wird deshalb auch umſatzſteuer⸗ 
lich als nichtſelbſtändig anzuſehen ſein. 


10. Die Nebentätigkeit der ſonſtigen Beamten 


Eine der wichtigſten Aufgaben des National- 
ſozialismus war es, die Zerſplitterung in der qc- 
werblichen Wirtſchaft und in der Landwirt ⸗ 
ſchaft ſofort nach der Machtübernahme zu be⸗ 
ſeitigen. Es wurden zu dieſem Zweck Verbände errichtet, 
die unter anderem die Marktregelung auf allen Ge- 
bieten des Wirtſchaftslebens durchzuführen hatten. Es ſind 
gleichzeitig mit der Errichtung der Verbände Schieds⸗ 
gerichte zur Entſcheidung von Streitfragen bei der 
Durchführung der Marktregelung und zum gütlichen 
Austrag von Streitigkeiten der Mitglieder ge- 
bildet worden. 

Mitglieder der Schiedsgerichte werden oft Beamte, ing- 
beſondere Richter ſein. Ihre Nebentätigkeit bei den 
Schiedsgerichten it umſatzſteuerpflichtig, wenn fie 
ſich als die Tätigkeit eines Unternehmers dar⸗ 
ſtellt. Es liegt dann einer der Fälle vor, in denen ſich eine 
öffentlich rechtliche Körperſchaft zur Erfüllung ihrer 
öffontlich⸗rechtlichen Aufgaben eines Unter ⸗ 
nehmers bedient (Hinweis auf 818 Abſatz A USt DB). 


Die Beamten find in ihrer ſchieds richterlichen 
Nebentätigkeit Unternehmer, wenn ſie ſie 
nachhaltig und ſelbſtändig ausüben. 

Sind ſie während eines längeren Zeitraums 
Mitglieder des Schiedsgerichts, fo kann die Nachhaltig⸗ 
keit ihrer Nebentätigkeit nicht zweifelhaft fein. 
Üben fie ihre ſchiedsrichterliche Tätigkeit nur einmal aus, 
ſo wird die Nachhaltigkeit nur dann bejaht werden 
können, wenn ſie ſich als Anfang einer beruflichen 
Tätigkeit darſtellt. 

Die Beamten find in ihrer ſchieds richterlichen 
Tätigkeit auchſelbſtändig. Sie haben ihre Arbeitskraft 
nicht fo in den Dienft der öffentlich⸗rechtlichen Körper⸗ 
ſchaft geſtellt, daß ſie ihren Anordnungen hinſichtlich 
des Orts, der Zeit und der Art und Weiſe ihrer 
Tätigkeit zu folgen verpflichtet wären. Sie können 
demgemäß umſatzſteuerlich nicht wie Angeſtellte behandelt 
werden, ſondern ſie müſſen als ſelbſtändig gelten. 


Auch der Grundſatz der Gleichmäßigkeit der Be— 
ſt euerung gebietet, die Beamten inſoweit als ſelb⸗ 
ſtändig anzuſehen. Es iſt in Abſchnitt 3 ausgeführt 
worden, daß die Rechtsanwälte, die als Schiedsrichter 
tätig ſind, ſelbſtändig ſind. Es iſt nicht angängig, die 
Ausübung der gleichen Tätigkeit bei den Rechts anwäl⸗ 
ten zu beftenern, bei den Beamten aber ſteuerfref 
zu belaſſen. Hinweis auf das Urteil des NEG vom 11. No⸗ 
vember 1938, RStAL 1939 S. 253. 


11. Die Nebentätigkeit der Wehrmachtsaugehörigen 


Wehrmachtsangehörige, die Militärmuſiker ſind, 
werden oft eine außerdienſtliche Muſiktätig⸗ 
keit ausüben. Das gleiche gilt für die Muſiker des 
Reichsarbeitsdienſtes und für die Angehörigen 
der S A⸗Muſikzüge. Sie werden meiſt nicht cin- 
zeln, ſondern in Muſikkorps auftreten. 


Es fragt ſich, ob die einzelnen Muſiker oder die 
Muſikkorps als Unternehmer anzuſehen find, Die 
Entſcheidung iſt darauf abzuſtellen, wer nach außen in 
Erſcheinung tritt. 

Das werden regelmäßig die Muſikkorps fein. Das Mnf- 
treten der einzelnen Muſiker tritt demgegenüber zurück. Auch 
die Verträge werden meiſt nur mit den Muſikkorps, ver- 
treten durch die Muſikmeiſter, abgeſchloſſen. 


Es iſt dabei nicht von Bedeutung, daß die Muſikkorps 
nichtrechtsfähige Perſonen zuſammen⸗ 
ſchlüſſe ſind. 

Es braucht ſich bei dem Unternehmer nicht um 
eine rechtsfähige Perſon im Sinn des bürgerlichen 
Rechts zu handeln. Rechtsfähigkeit nach bürgerlichem 
Recht und Umſatzſteuerfähigkeit decken ſich nicht. 
Es entſpricht dem Weſen der Umſatzſtener, daß jedes Ge- 
bilde, das ſelhſtändig im Wirtſchaftsleben in Erſchei⸗ 
nung tritt, auch Unternehmer fein kann. Der Unter- 
nehmerbegriff iſt möglichſt weit zu faſſen. 
Es kommt nicht auf die Form an, in der das umſatzſteuer⸗ 
fähige Gebilde nach außen in Erſcheinung tritt. Es können 
auch bloße Perſonenzuſammenſchlüſſe, wie die 
Muſikkorps, Unternehmer ſein. 

Es find deshalb nur die Muſikkorps als Untern. ch- 
mer anzusehen. 


12. Die ſchriftſtelleriſche Nebentätigkeit der Angehörigen der 
nichtſelbſtändigen Berufe 

Beamte und Angeſtellte werden ſich neben 
ihrem Beruf mitunter ſchriftſtelleriſch betätigen. 
Ihre ſchriftſtelleriſche Nebentätigkeit iſt 
dann umſatzſteuerbar, wenn fie fie ſelbſtändig 
und nachhaltig ausüben. Die Selbſtändigkeit 
wird in der Regel zu bejahen ſein. Auch die Nahal- 
tigkeit ift gegeben, wenn fie ihre Gedanken fortlan- 
fend oder wiederholt der Öffentlichfeit in Schriftform 
übermitteln. 


| 
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Dei pie; 

Ein Beamter betätigt ſich durch wiederholte Mitarbeit an 
Zeitſchriften. 

Gibt der Beamte in dem obenbezeichneten Beiſpiel 
außerdem noch ein Buch heraus, jo fällt die Herausgabe 
des Buchs in den Rahmen ſeiner ſonſtigen nachhaltigen 
Tätigkeit. Es braucht deshalb nicht beſonders geprüft zu 
werden, ob die Herausgabe des Buchs als ſolche eine 
nachhaltige Tätigkeit darſtellt. Die Herausgabe des 
einen Buchs tft feiner ſonſtigen ſchriftſtelleri⸗ 
ſchen Tätigkeit zuzurechnen. Sie bildet mit dieſer 
zuſammen eine einheitliche umſatzſteuerbare 
Leiſtung. 

Im übrigen kann die einmalige Herausgabe eines 
Buchs dann als nachhaltige Tätigkeit angeſehen wer⸗ 
den, wenn der Steuerpflichtige eine ſchriftſtelleriſche 
Tätigkeit damit einleitet. Die Nachhaltigkeit wird auch 
dann zu bejahen fein, wenn das herausgegebene Werk 
dazu geeignet und beſtimmt ijt, durch Neuauflage, Er- 
gänzungen oder Überarbeitungen auf dem 
Laufenden gehalten zu werden. Die Tätigkeit iſt in 
beiden Fällen deshalb als nachhaltig anzuſehen, weil ſich 
aus der tatſächlichen Sachlage ergibt, daß der Steuer- 
pflichtige ſeine ſchriftſtelleriſche Tätigkeit wieder⸗ 
holen oder fortſetzen wird. Hinweis auf das Urteil 
des RF vom 12. Mai 1939, Amtl. Slg. Bd. 47 S. 57 u. f. 
Der Nachweis der nachhaltigen Betätigung wird 
in dieſen Fällen oft ſchwierig ſein. Das Finanzamt wird 
dann prüfen, ob der Steuerpflichtige irgendeine andere g e- 
werbliche oder berufliche Nebentätigkeit 
ſelbſtändig ausübt. Sit das der Fall, fo wird die Her- 
ausgabe der ſchriftſtelleriſchen Arbeit (zum Beiſpiel eines 
Buchs) oft ein Hilfsgeſchäft der gewerblichen oder beruflichen 
Nebentätigkeit ſein. 

Beiſpiel: 

Ein beamteter Arzt übt neben ſeiner unſelbſtändigen 
Haupttätigkeit eiue fachärztliche Privatpraxis aus. Er 
ſchreibt ein fachärztliches Werk, in dem er ſeine Erfahrungen 
und Erkeuntniſſe als Facharzt verwertet. Die Herausgabe des 


Buchs iſt als Hilfsgeſchäft ſeiner ärztlichen Nebentätigkeit 
anzuſehen. 


Es braucht in einem ſolchen Fall nicht beſonders 
nachgewieſen zu werden, daß die ſchriftſtelleriſche Be- 
tätigung als ſolche nachhaltig ausgeübt wird. Die 
Herausgabe des Buchs ift ohne weiteres ein um ſatz⸗ 
ſteuerbarer Vorgang, wenn die ſonſtige gewerblich oder 
beruflich ſelbſtändige Nebentätigkeit nachhaltig 
ausgeübt wird. Hinweis auf das Urteil des Rec vom 
12. Mai 1989, Amtl. Slg. Bd. 47 S. 57 u. f. 


13. Steuerbefreiungen 


Eine an ſich ſteuerbare Nebentätigkeit braucht 
nicht immer ſteuerpflichtig zu ſein. Sie iſt es nicht, 
wenn ein Steuerbefreiungsgrund gegeben iſt. 
Es kommen als Steuerbefreiungsgründe hauptſächlich die des 
§ 4 Ziffer 13 UStG und des 863 USt DDB in Betracht. 


14. Der Steuerbefreiungsgrund des § 4 Ziffer 13 UStG 

Die Umſätze aus der Tätigkeit als Privatgelehr⸗ 
ter und als Schriftſteller find $4 Ziffer 13 UStG 
gemäß ſteuerfrei, wenn der Geſamtumſatz nach 
§1 Ziffern 1 und 2 UStG im Kalenderjahr 6000 Reichs⸗ 
mark nicht überſteigt. Gerade die Tätigkeit als Privat⸗ 
gelehrter und die ſchriftſtelleriſche Tätigkeit 
werden oft nebenberuflich ausgeübt. Es iſt deshalb 
erforderlich, die Begriffe „Privatgelehrter“ und 
„Schriftſteller“ klarzuſtellen. 

Privatgelehrter iſt, wer nach Art eines Ge⸗ 
lehrtenberufs wiſſenſchaftlich tätig ijt. Das ift 
dann der Fall, wenn ein Gelehrter in privater Betäti⸗ 
gung die Ergebniſſe ſeiner wiſſenſchaftlichen Forſchungen 
oder die Früchte ſeiner wiſſenſchaftlichen Erfahrungen und 
Kenntniſſe in der Form von Büchern, von Abhandlungen, 
von Gutachten, von Vorträgen oder in der Form des Unter⸗ 
richts anderen mitteilt. Wer eine Tätigkeit als Angeſtell— 


ter oder gewerblich oder beruflich, wie zum Bei⸗ 
ſpiel ein Arzt oder ein Rechtsanwalt, ausübt, ift nicht 
Privatgelehrter. , 

Ein Chemiker und Univerſitätsprofeſſor zum Beiſpiel, 
der nebenberuflich eine Aktiengeſellſchaft durch Er⸗ 
ſtattung von Gutachten und durch wiſſenſchaftliche Arbeiten 
gegen ein feſtes jährliches Entgelt unter 6000 RM zu unter⸗ 
ſtützen hat, übt inſoweit nicht die Tätigkeit eines 
Privatgelehrten aus. 

Es ſind nicht die Umſätze aus jeder Tätigkeit eines 
Privatgelehrten, ſondern nur die Um ſätze eines 
Privatgelehrten ſteuerfrei, die ſich als Umſätze aus der 
Tätigkeit als Privatgelehrter darſtellen. Nicht 
beſtimmte Perſonen ſind ſteuerbefreit, ſondern 
nur eine beſtimmte Art der Tätigkeit iſt ſteuerlich be⸗ 
günſtigt. Eine Tätigkeit im Dienst eines anderen, 
wie ſie in dem obenbezeichneten Beiſpiel ausgeübt wird, iſt 
begrifflich nicht eine private Betätigung und dem⸗ 
gemäß nicht eine Tätigkeit als Privatgelehrter. 
Sie iſt deshalb auch dann nicht ſteuerbefreit, wenn der 
Steuerpflichtige Privatgelehrter iſt. Hinweis auf das Urteil 
des Rö vom 28. Juli 1939, RStBl 1939 S. 1152. 

Ein Richter, der nebenberuflich als Schieds- 
richter tätig iſt, iſt ebenfalls nicht Privatgelehrter. 
Die Ausübung des Schiedsrichteramts geſchieht nicht in 
privater Betätigung (Hinweis auf das Urteil des 
RIG vom 18. Januar 1939, RStBl 1939 S. 484). 

Schriftſteller iſt, wer auf irgendeinem Gebiet 
jeine eigenen Gedanken in Schriftform der 
Offentlichkeit übermittelt. Es ift dabei nicht erforderlich, daß 
das Geſchriebene einen wiſſenſchaftlichen oder künſtleriſchen 
Inhalt hat. Das Geſchriebene braucht ſich auch nicht durch 
eine beſonders formvollendete Darſtellungsweiſe auszu⸗ 
zeichnen. Hinweis auf das Urteil des Rc vom 16. Fe- 
bruar 1940, RStBl 1940 S. 415. 

Iſt die Nebentätigkeit des Steuerpflichtigen die eines 
Privatgelehrten oder eines Schriftſtellers, fo 
ift bei der Berechnung der Freigrenze won 6000 Reichs⸗ 
mark der geſamte Umſatz, der § 1 Ziffer 1 und 2 UStG 
gemäß ſteuerbar iſt, zuſammenzurechnen. Der für die 
Freigrenze maßgebende Umſatz umfaßt demgemäß außer 
den Umſätzen aus der Nebentätigkeit als Pri- 
vatgelehrter oder als Schriftſteller auch die 
Umſätze aus jeder anderen ſteuerbaren 
Nebentätigkeit. Es iſt dabei bedeutungslos, ob dieſe Umſätze 
ſteuerpflichtig oder ſteuerfrei ſind. 

Beiſpiel: 
Ein beamteter Arzt übt nebenberuflich eine Privatpraxis 
aus. Er iſt außerdem ſchriftſtelleriſch tätig. Es ſind bei der 


Feſtſtellung der Freigrenze auch alle Einnahmen aus der Arzt⸗ 
praxis mit zu berückſichtigen. 


Es iſt denkbar, daß ein Steuerpflichtiger Umſätze aus 
verſchiedenen ſteuerlich begünſtigten Nebentätigkeiten 
hat, zum Beiſpiel als Privatgelehrter und als Schriftſteller. 
Es ſind in dieſem Fall auch dieſe Umſätze zuſammenzu⸗ 
rechnen. 5 h 

Die Einkünfte aus unſelbſtändiger Arbeit, 
zum Beiſpiel als Angeſtellteroderals Beamter, 
ſcheiden bei der Berechnung der Freigrenze aus. Solche Ein⸗ 
künfte ſind nicht ſteuerbar. 


15. Die allgemeine Steuerfreiheit $ 63 USt D gemäß 


Die ſteuerbaren Nebentätigkeiten werden oft einen 
nur geringen Umfang haben. überſteigt der fteuer- 
bare Jahresumſatz aus der Nebentätigkeit bei einem 
Steuerſatz von 2 v. H. den Betrag von 1000 Reichsmark 
nicht, fo wird § 63 USt DB gemäß eine Steuer nicht 
feſtgeſetzt. Wird die ſteuerbare Nebentätigkeit nur während 
eines Teils des Kalenderjahrs ausgeübt, fo ift zur Feſt⸗ 
ſtellung der Kleinbetragsgrenze der Umſatz in 
einen Jahres umſatz umzurechnen. 

Beiſpiel: 
Ein beamteter Arzt eröffnet am 1. November 1939 eine 
Privatpraxis. Er erzielt einen Umſatz von 900 Reichsmark. 
Der Umſatz fällt nicht unter die Kleinbetragsgrenze. 


EIi I d i en ſt⸗ Penner 


Anfechtungsverfahren bei Befig- und Derkehrfteuern 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat in einem Runderlaß 
vom 6. Juli 1940 (S 1210 — 121 III R) die folgenden Ausführun⸗ 
gen gemacht: 

Ich habe aus Berichten der Oberfinanzpräſidenten erſehen, 
daß für das Anfechtungsverfahren bei Beſitz⸗ und Verkehrſteuern 
Richtlinien über die folgenden Punkte erforderlich ſind: 

1. Anderung des Steuerbeſcheids 

§ 299 Abſatz 1 AO gemäß hat das Finanzamt, wenn gegen 
einen Steuerbeſcheid (Feſtſtellungsbeſcheid, Steuermeßbeſcheid, 
Beſcheid nach § 235 AD) Anfechtung eingelegt worden ift, gu- 
nächſt zu prüfen, ob eine Zurücknahme oder eine Ande⸗ 
rung des Beſcheids in Betracht kommt. 

a) Das Finanzamt ijt bei Prüfung der Anfechtung zu deut 
Ergebnis gelangt, daß die Anfechtung in vollem Umfang 
begründet iſt. In dieſem Fall hat das Finanzamt in eigener 
Zuſtändigkeit (§ 94 AO gemäß) die Anfechtung zu erledigen. 

b) Das Finanzamt iſt bei Prüfung der Anfechtung zu dem 
Ergebnis gelangt, daß die Anfechtung zum Teil begründet, 
zum Teil unbegründet iſt. In dieſem Fall iſt das Finanz⸗ 
amt auf Grund von § 94 A in der Lage, der Anfechtung 
inſoweit, als es fie für begründet hält, zu eutſprechen. 
Mehrere Oberfinanzpräſidenten haben darauf hingewieſen, 
daß derartige teilweiſe Anderungen in der Regel nicht 
zweckmäßig ſind. Ich ſchließe mich dieſer Auffaſſung an. 

2. Vorbereitung der Anfechtungsentſcheidung 

Es muß vermieden werden, daß das Finanzamt dem Obera 
finanzpräſidenten (Anfechtungsabteilung) Fälle vorlegt, in 
denen der Sachverhalt nicht genügend geklärt iſt. 
Beiſpiele: 

a) Aus der Anfechtungsfchrift geht nicht deutlich hervor, in 
welchen Punkten der Steuerpflichtige ſich gegen den 
Steuerbeſcheid wendet. Es iſt Aufgabe des Finanzamts, 
von ſich aus dieſe Unklarheit zu beheben. 

b) Aus der Anfechtungsſchrift geht hervor, daß der Sach⸗ 
verhalt anders iſt, als es das Finanzamt beim Erlaß des 
Steuerbeſcheids angenommen hat. Es iſt Aufgabe des 
Finanzamts, von ſich aus den Sachverhalt, der im Ver⸗ 
anlagungsverfahren nicht genügend geklärt worden war, 
nachträglich zu klären. 

Es kann in Fällen, in denen das Finanzamt den Sach⸗ 
verhalt für ausreichend geklärt hält, vorkommen, daß der Ober⸗ 
finanzpräſident (Anfechtungsabteilung) eine weitere Klärung 
(eine Klärung in anderer Richtung) wünſcht. Dieſe weitere 
Krlärung liegt dem Finanzamt nur inſoweit ob, als der Ober: 
finanzpräſident (Aufechtungsabteilung) das Finanzamt mit 
der Klärung beauftragt. 

3. Anhörung des Steuerpflichtigen (feines Bevollmüchtigten) 

Das Finanzamt hat, bevor es die Anfechtung dem Ober⸗ 
finanzpräſidenten (Anfechtungsabteilung) vorlegt, zu prüfen, 
ob es erforderlich oder zweckmäßig iſt, über die Punkte, die den 
Gegenſtand der Anfechtung bilden, mit dem Steuerpflichtigen 
(ſeinem Bevollmächtigten) zu verhandeln. Eine ſolche Ver⸗ 
handlung empfiehlt fich in den Fällen, in denen das Finang⸗ 
amt annimmt, daß eine Annäherung der beiderſeitigen Auf⸗ 
faſſungen möglich, aber im Schriftweg nicht zu erreichen fei. 
Findet eine ſolche Verhandlung ſtatt, ſo iſt ihr Ergebnis in 
einem Aktenvermerk, der gegebenenfalls mit der Anfechtung 
dem Oberfinanzpräſidenten (Anfechtungsabteilung) vorzulegen 
iſt, feſtzuhalten. 

Die Darſtellung des Sachberhalts, die das Finanzamt 
dem Oberfinauzpräſidenten (Anfechtungsabteilung) gibt, und 
etwaige Rechtsausführungen, die das Finanzamt zu der An- 
fechtung macht, ſind an ſich keine zur Mitteilung an den 
Steuerpflichtigen (ſeinen Bevollmächtigten) beſtimmte Schrift⸗ 
ſätze. Der Oberfinanzpräſident (Anfechtungsabteilung) kann 
es aber für erforderlich oder für zweckmäßig halten, daß der 
Steuerpflichtige (ſein Bevollmächtigter) zu der Sachdarſtellung 
und zu den Rechtsausführungen des Finanzamts Stellung 
nimmt. In ſolchen Fällen führt der Oberfinanzpräſident (An⸗ 
fechtungsabteilung) eine Stellungnahme des Steuerpflichtigen 
(ſeines Bevollmächtigten) am einfachſten dadurch herbei, daß 
er eine Abſchrift der vom Finanzamt vorgelegten Sachdar⸗ 
ſtellung und der vom Finanzamt gemachten Rechtsausfüh⸗ 
rungen dem Steuerpflichtigen (ſeinem Bevollmächtigten) zu⸗ 
leitet. Es empfiehlt ſich deshalb, daß das Finanzamt ſeiner 
Sachdarſtelung und ſeinen Rechtsausführungen eine Ab⸗ 
ſchrift (wenn an dem Verfahren mehrere Steuerpflichtige 
beteiligt ſind: mehrere Abſchriften) beifügt. Die Sachdar⸗ 
ſtellung und die Rechtsausführungen müſſen ſo gehalten ſein, 
daß ſie ohne weiteres an den Steuerpflichtigen (ſeinen Bevoll⸗ 
mächtigten) weitergeleitet werden können. 


4. Vordruck 
Hinweis auf Band 28 Seiten 127 bis 129 der Bücherei 
des Steuerrechts. Der Vordruck, der im Band 28 Seiten 127 
bis 129 der Bücherei des Steuerrechts abgedruckt iſt, iſt auf die 
Umſatzſteuer abgeſtellt. Er iſt bei anderen Steuern und in Fällen, 
in denen ein Steuerpflichtiger gegen mehrere Steuerbeſcheide 
Rechtsmittel eingelegt hat, entſprechend zu verwenden. Ir. 


Penfions- und Unterftügungskaffen in den ſudetendeutſchen 
Gebieten 

Der Nd hat durch den Nderi vom 5. Juli 1940 (RStBl 
©. 641) eine Übergangsregelung für Penſions⸗ 
und Unterſtützungskaſſen in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten getroffen. Ebenſo wie im Altreich ſind 
Benfions» und Unterſtützungsein richtungen auch nach tſchechiſchem 
Recht ſteuerbefreit geweſen (Hinweis auf § 72 d des Geſetzes 
über die direkten Steuern vom 15. Juni 1927). Die Kaſſen in den 
ſudetendeutſchen Gebieten müſſen aber auf die deutſchen Steuer⸗ 
befreiungsvorſchriften erſt umgeſtellt werden. Der NIF hat 
dazu beſtimmt: Bei der Körperſchaftſteuerverau⸗ 
lagung für 1939 find noch die tſchechiſchen Vor- 
ſchriften anzuwenden. Vereinigungen und Fonds, die die 
Aufgaben von Penſions- und Unterſtützungskaſſen erfüllen und 
nach den tſchechiſchen Vorſchriften ſteuerbefreit waren oder deren 
Steuerfreiheit auf Grund dieſer Vorſchriften vom tſchechiſchen 
Finanzminiſterium ausgeſprochen war, ſind danach bei der 
Körperſchaftſteuerveranlagung für 1939 noch 
als ſteuerfrei zu behandeln. Für das Jahr 1940 bleibt 
die Steuerfreiheit ſolcher Kaſſen aber nur dann beſtehen, 
wenn fie auf die Befreiungsvorſchriften des KSt 1984 
ſpäteſtens am 31. Dezember 1940 umgeſtellt 
worden ſind. Werden ſie nicht umgeſtellt, unterliegen ſie bereits 
der Körperſchaftſteuer für 1940. Die Umſtellungsregelung gilt nur 
für ſolche Kaſſen, die vor dem 1. Januar 1939 ſchon beſtanden 
haben. Später gegründete Kaſſen müſſen den deutſchen Steuer⸗ 
befreiungsorſchriften von Anfang an gerecht werden. 

Der Rig hat damit hinſichtlich der Umſtellungsfriſt die 
gleiche Regelung wie im Altreich und in der Oſtmark getroffen. 
Auch im Altreich müſſen nämlich diejenigen Penſions⸗ und 
Unterſtützungskaſſen, die bisher noch auf Grund der Vorſchriften 
des KSt 1925 ſteuerfrei geweſen find, zum 31, Dezember 1940 
auf die Befreiungsvorſchriften des KStG 1934 umgeſtellt werden 
(Hinweis auf den Rdß⸗Erlaß vom 25. November 1939, NSLXI 
S. 1141 und DEZ S. 991). 

In enger Verbindung mit der Steuerbefreiung der Kaſſen 
ſelbſt ſteht auch die Behandlung von Zuwendungen an 
Penſions⸗ und Unterſtützungskaſſen. Solche Zuwendungen bilden 
in der Regel nur dann abzugsfähige Betriebs⸗ 
ausgaben des zuwendenden Unternehmens, wenn die 
Kaffe ſelbſt ſteuerfrei ift. Der Nder! vom 5. Juli 1940 
ſtellt klar, daß dieſe Vorausſetzung auch erfüllt iſt, wenn die 
Kaſſe nach den tſchechiſchen Vorſchriften ſteuerfrei iſt. Das gilt 
aber nur hinſichtlich derjenigen Zuwendungen, die bei dem gue 
wendenden Unternehmen das Wirtſchaftsjahr 1939 be⸗ 
laſten. Zuwendungen, die zu Laſten des Wirtſchafts⸗ 
jahrs 1940 gezahlt werden, ſind nur dann als Zuwendungen 
au eine ſteuerfreie Kaſſe zu behandeln, wenn die Kaſſe am 
31. Dezember 1940 umgeſtellt worden iſt. 

Für die Einheitsbewertung und die Ver- 
mögenſteuer iſt eine Regelung bereits in Ziffer 58 der 
VEN getroffen. Kaffen, die bis zum 31. Dezember 1940 nicht 
umgeſtellt werden, unterliegen danach ab dem Rechnungsjahr 
1941 der Vermögenbeſteuerung. Su. 


Wegfall der Warenhausfteuer ab 1. April 1940 
5.11 des Einführungsgeſetzes zu den Realſteuergeſetzen ge⸗ 

mäß konnten die Gemeinden in den Ländern des Altreichsgebiets 
(außer in Preußen, Oldenburg, Lippe und Schaumburg-Lippe) 
für die Rechnungsjahre 1937, 1938 und 1939 die Gewerbeſteuer⸗ 
hebeſätze für Betriebſtätten von Warenhäuſern höher feſtſetzen 
als für die übrigen Gewerbebetriebe (Waren hausſteuer). 
Welche Gewerbebetriebe als Warenhäuſer gelten, entſchied ſich 
nach den landesrechtlichen Vorſchriften, die vor dem 1. April 1987 
gegolten haben. Die zuläſſigen Höchſtſätze für die Warenhaus⸗ 
ſteuer ſind in der Erſten und in der Zweiten Ausführungsanwei⸗ 
fung zum EinfGRealStch vom 23. Dezember 1936 (RMBli 
S. 1695) und vom 7. Januar 1938 (RMBlin S. 35) enthalten. 

Die Vorſchriften des § 11 EinfGRealStch über die Waren: 
hausſteuer ſind nicht auf das Rechnungsjahr 1940 ausgedehnt 
worden. Eine reichsrechtliche Neuregelung der Warenhausſteuer, 
wie ſie zunächſt in Ausſicht genommen war, iſt ebenfalls nicht 
ergangen und auch nicht zu erwarten. 

Die Gemeinden können ſomit vom Rech⸗ 
nungsjahr 1940 ab die Warenhäuſer nicht mehr 
zur Warenhausſteuer heranziehen. Lo. 


Wirtſchaftlicher Beobachter 


Geld, Keedit und öffentliche Finanzen 
Steuergutſcheinkurſe nach dem Stand vom 23. Juli 1940. 
Steuergutſcheine I: 99,95. — Steuergutſcheine II: 


Juni 1942 103,25, Juli 102, Auguft 102,50, September 102¼, 
Oktober 101,75, November 101%. 


Münzumlauf in Deutſchland. Der Umlauf an deutſchen 
Münzen einſchließlich der Beſtände bei der Reichsbank hat ſich am 
80. Juni 1940 wie folgt zuſammengeſetzt: 

1. Silbermünzen im Nennbetrag von 5 Reichsmark 1089 995 750 

Reichsmark, 

2. Silbermünzen im Nennbetrag von 2 Reichsmark 272 683 422 

Reichsmark, 

3. Silbermünzen im Nennbetrag von 1 Reichsmark 161 726 176 

Reichsmark, 

4. Nickelmünzen im Nennbetrag von 50 Reichspfennig 

106 879 883,50 Reichsmark, 

Aluminiummünzen im Nennbetrag von 50 Reichspfennig 

74 452 492,50 Reichsmark, 

6. Aluminiumbronzemünzen im Neunbetrag von 10 Reichs⸗ 
pfennig 106 214 741,30 Reichsmark, 

7. Aluminiumbronzemünzen im Nennbetrag bon 
pfennig 44 684 842,90 Reichsmark, 

8. Zinkmünzen im Nennbetrag von 10 Reichspfennig 9 521 810,70 

Reichsmark, 

9. Zinkmünzen im Nennbetrag von 5 Reichspfennig 5 440 802,15 

Reichsmark, 

10. Zinkmünzen im Nennbetrag von 1 Reichspfennig 1601 012,36 

Reichsmark, 

11. Kupfermünzen im Nennbetrag von 2 Reichspfennig 

9 915 436,02 Reichsmark, 

12. Kupfermünzen im Nennbetrag von 1 Reichspfennig 

13 309 586,39 Reichsmark. 


S 


5 Reichs⸗ 


Neue Reichskreditkaſſen in Frankreich. 
genden Städten Reichskreditkaſſen 
Rennes, Nevers, Nanch, Dijon. 


Es ſind in den fol⸗ 
eröffnet worden: Nantes, 


Aufhebung von Relchskreditkaſſen in Holland. Die Reichs⸗ 
kreditkaſſen in Maastricht und in Herzogenbuſch find aufgehoben 
worden. 


Poſtſparkaſſen in Eupen, Malmedy und Moresnet. Die 
Amter und die Amtsſtellen der Poſt in den Gebieten Eupen, 
Malmedy und Moresnet nehmen ab 1. Juli 1940 am Poſtſpar⸗ 
kaſſendienſt teil. 


Abſchluß der Viktoria zu Berlin, Allgemeine Verſicherungs⸗ 
Aktien⸗Geſellſchaft für das Geſchäftsjahr 1939. Die Geſellſchaft, 
die das Lebens verſicherungsgeſchäft der Vittoria⸗Verſicherungs⸗ 
gruppe betreibt, hat ſich im Geſchäftsjahr 1939 günſtig entwickelt. 
Der Zugang an Lebensverſicherungen hat 232 Millionen 
Reichsmark betragen. Er hat im Geſchäftsjahr 1938 nur 152 Mil⸗ 
lionen Reichsmark ausgemacht. Die Bilanzſumme hat ſich 
von 419,2 Millionen Reichsmark auf 439,2 Millionen Reichsmark 
erhöht. Der Beſtand an Staatsanleihen iſt von 69,7 Mil⸗ 
lionen Reichsmark auf 89,1 Millionen Reichsmark geſtiegen. Der 
ausgewieſene Gewinn beträgt 6,6 Millionen Reichsmark. Die 
Verſicherten erhalten davon 5,9 Millionen Reichsmark, die An- 
teilseigner 0,36 Millionen Reichsmark. 


Abſchluß der Biktoria⸗Feuerverſicherungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft 
für das Geſchäftsjahr 1939. Die Viktoria⸗Feuerverſicherungs⸗ 
Aktien⸗Geſellſchaft, die Haupt f a dj verſicherungsgeſellſchaft der 
Viktoria⸗Verſicherungsgruppe, hat im Geſchäftsjahr 1939 ihre 
Aufwärtsentwicklung fortgeſetzt. Die Prämien⸗Einnah⸗ 
men haben brutto 21,7 Millionen Reichsmark betragen. Die 
Bilanz ſumme der Geſellſchaft iſt von 20,2 Millionen Reichs⸗ 
mark auf 22,8 Millionen Reichsmark geſtiegen. Der Rein⸗ 
gewinn wird mit 0,6 Millionen. Reichsmark ausgewieſen. Es 
werden davon 0,268 Millionen Reichsmark an die Anteilseigner 
ausgeſchüttet. 


Abſchluß der Induſtriebank für das Geſchäftsjahr 1939. Die 
Deutſche Induſtriebank in Berlin hat im Geſchäftsjahr 
1939 große Aufgaben erfüllt. Die Bank ift durch das Induſtrie⸗ 
bankverfahren in die Kriegsfinanzierung eingeſchaltet worden 
(Hinweis auf die Meldung in Nr 42 des WB 1939). Die Yi- 


lanzſumme ſiſt von 865.94 Millionen Reichsmark auf 1013,13 
Millionen Reichsmark geſtiegen. Es ſind im Geſchäftsjahr 1939 
langfriſtige und mittelfriſtige gewerbliche Kredite in Höhe 
von 205 Millionen Reichsmark neu bewilligt worden. Die 
Anleihen der Geſellſchaft haben ſich von 118,6 Millionen 
Reichsmark auf 237,08 Millionen Reichsmark erhöht. Der Rein⸗ 
gewinn wird mit 2,13 Millionen Reichsmark ausgewieſen. Der 
Gewinn wird auf neue Rechnung vorgetragen. 


Neuordnung des öffentlichen Bankweſens in Heſſen. Die 
Heſſiſche Landesbank — Staatsbank, die Heſſiſche Landes⸗Hypo⸗ 
thekenbank A. G., die Landeskommunalbank — Girozentrale für 
Heſſen ſind auf Grund der Verordnung über Maßnahmen auf dem 
Gebiet des Bank⸗ und Sparkaſſenweſens vom 5. Dezember 1939 
zu einer Gemeinſchaftsbank mit dem Namen Heſſiſche 
Landesbank — Girozentrale zuſammengeſchloſſen wor⸗ 
den. Die neue Bank hat ihren Sitz in Darmſtadt. Das Stamm- 
kapital beträgt 5 Millionen Reichsmark. Die Bank wird ins⸗ 
beſondere Darlehen und Hypothekendarlehen an Gemeinden, Ge⸗ 
meindeverbände und andere Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
in Heſſen ausleihen. Die Mittel werden durch die Ausgabe von 
Pfandbriefen und von Kommunalobligationen beſchafft werden. 


Errichtung der Bauſparkaſſe Sudetenland. Die öffentliche 
Bauſparkaſſe Sudetenland iſt in Reichenberg errichtet worden. Sie 
iſt eine Abteilung der Landesbank und Girozentrale. Es haften 
deshalb für die Verbindlichkeiten der Bauſparkaſſe: die Landes⸗ 
bank und Girozentrale, — die Selbſtverwaltungskörperſchaft 
Reichsgau Sudetenland, — der Sparkaſſen⸗ und Giroverband für 
das Sudetenland. 


Errichtung neuer Reichskreditkaſſen in den beſetzten franzöſi⸗ 
ſchen Gebieten. Es ſind Reichskreditkaſſen in den folgenden 
Städten eröffnet worden: Rouen, Tours, Troyes, Bordeaux. 


Errichtung der Reichsbanknebeuſtelle Teſchen. In Teſchen ift 
eine Reichsbanknebenſtelle eröffnet worden. Dieſe iſt der Reichs⸗ 
banknebenſtelle Kattowitz unterſtellt. 


1 


Genehmigungszwang für die ſerienmäßige Herſtellung von 
Möbeln aller Art. Durch Anordnung vom 15. Juli 1940 wurde 
beſtimmt, daß die ſerienmäßige Herſtellung von Möbeln der Ge⸗ 
nehmigung der Reichsſtelle für Waren verſchiedener Art bedarf. 
Als ſerienmäßige Herſtellung gilt die gleichzeitige Herſtellung 
von mindeſtens drei Stücken mit gleichen Größen. Es find von 
dieſer Regelung Büromöbel, Schulmöbel, Kühlmöbel, Polſter⸗ 
möbel, Korbmöbel und Möbel aus Metall ausgenommen. Reichs⸗ 
anzeiger Nr 163 vom 15. Juli 1940. 


Preisbildung für Spinnftoffe und Spinnſtoffwaren in der 
Großhandelsſtufe. Durch Verordnung vom 11. Juli 1940 (RGBl I 
S. 981) wurde beſtimmt, daß der höchſtzuläſſige Verkaufspreis 
für Spinnſtoffe und Spinnſtoffwaren in der Großhandelsſtufe 
aus dem tatſächlichen Einkaufspreis der Waren und dem Groß⸗ 
handelszuſchlag zu bilden iſt. Bei Waren, die bearbeitet und 
verarbeitet werden, treten an die Stelle des tatſächlichen Gin- 
kaufspreiſes die Herſtellungskoſten, beſtehend aus dem tatſäch⸗ 
lichen Einkaufspreis der nachweisbar verarbeiteten Werkſtoffe 
einſchließlich des Verarbeitungsberluſtes und der Koſten der 
Bearbeitung oder Verarbeitung zuzüglich eines anteiligen Ge⸗ 
winnzuſchlags. 


Verarbeitungsbeſchränkungen in der Kleiderwirtſchaft. Der 
Reichsbeauftragte für die Kleidung und verwandte Gebiete hat 
für die Herſtellung von Oberbekleidungsgegenſtänden und Leib⸗ 
wäſche im Einzelhandel, für die Lieferung und Verarbeitung von 
Bettwäſcheſtoffen, das Beſticken und Garnieren von Betrwäſche 
und ſonſtigen Geweben und die Lieferung von ausgerüſteten und 
bedruckten Geweben Verarbeitungsbeſchränkungen erlaſſen. Die 
Herſtellung von Oberbekleidungsgegenſtänden und Leibwäſche im 
Einzelhandel, die Lieferung und Verarbeitung von Bettwäſche⸗ 
ſtoffen und die Lieferung don ausgerüſteten und bedruckten Ge⸗ 
weben find nur in einem beſtimmten Verhältnis zu den eiiz 
ſprechenden Vorkriegsleiſtungen zugelaſſen. Das Beſticken und 
Garnieren von Bettwäſche und das Beſticken fonftiger Gewebe 
mit Ausnahme der Buchſtabenſtickerei iſt verboten. Reichs⸗ 
anzeiger Nr 166 vom 18. Juli 1940. < 
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Handel - Gewerbe - Handwerk 


Umſatz⸗ und Koſtengeſtaltung im Großhandel. Nach Mit⸗ 
teilung von „Wirtſchaft und Statiſtit“ ergibt ſich für die Umſatz⸗ 
geſtaltung von wichtigen Großhandelsbetrieben in gemieteten 
Räumen in der Umſatzgrößenklaſſe von 100 000 bis 500 000 Reichs⸗ 
mark das folgende Bild: 


Lagerumſatz Geſamtumſatz 


in v. H. 


des Geſamt⸗ 
der lager» 
vorrate 
1e Kopf der 
im Betrieb 
tätig. Perſon. 
ſelbſthergeſt 
od. bearbeit 


e A 97,5 502,0 A, 25 155 01 
Tabakwaren 97.2 1760.1 2. — — 
Tuch großhandel 96, 476,4 641| — 0,50 1,3191 


Kurze, Salanterie-u.Spiel- 


waren: norm. Sortiment 91.1] 600,1 1.8 4 N 
Vegetabiliſche Drogen. ... }89,6| 474,9 9,0 13,9 28,6| 47. 
Gifentwaren..... 222.000: 88,2] 564,3 42 3.1 4,8|86, 

7 


Holzhandel: überwiegend 
Lagerhande l. 
Rohprodukt ee 
Bauſtoffe: überwiegend La⸗ 
ger handel 
Kohle: Streckenhandel mit 


769 477,7 
76.7 | 1016,5 


57,6| 856,1 


a vum Sim 
* 
— 


mi 
= 
l 


Lagerhande l 21,2 1461, 8 8.77 — 
Holzhaudel: überwiegend 1 

Strecken handel 11,8 159,8 3. 175 — 
Bauſtoffe: überwiegend 

Strecken handel 9,6 405.8 58 91995, 2, 1,7 -— I 
Kohle: Streckenhandel. . 1 — — 1109907 98,80 12] — — [97,0 18 


Für den Wareneinkauf, die Betriebsunkoſten und den Reingewinn 
im Großhandel ergibt ſich in Durchſchnittszahlen je Betrieb das 
folgende Bild: 


a 

— 

teuern vg 

#3] 3 Ar: von Ge⸗ EE 
PIER 2E 5| -JES 
gE 45 23 oe „135 
E 5 E 8 IE 
5 gp 2.0 Eala sfat 
5 8 Sa TS 2 228 52 8 
a g z2% 8 2 25 8.88 88 S 
8e gza SE 58 BE ERS 
Qg a8 e 2 8 E an 

š 2 8 E 38 E 2 
Ag Ei 1 


Futterſtoffe und 


Schneiderartikel .... [75,2] 6,0 1,4 2,1 | 0,2 1,8 | 0,2 | 0,4 | 0,6 | 0,6 | 5,0 175 
Tabakwaren 95,0 1,2 | 0,4 | 0,8 0,1 0,4 | 0,1 | 0,0 | 0,6 | 0,1 | 1,5 
Tuchgroßhandell 76,11 4,4 | 1,4 | 3,8 1,6 | 0,9 | 0,3 | 0,4 0,6 į 0,7 [4,9 
Kurze, Galanterie: und 

Spielwaren: nor⸗ 

males Sortiment... 74,1 7,4 | 0,8 | 2,2 | 0,4 | 1,6 | 0,2 | 0,2 | 0,6 | 0,5 | 5,4 
Vegetaviliſche Drogen. 80,5 6,2 1,4 | 0.6 | 0,5 | 1,110,2 | 0,4 | 0,4 | 0,3 | 4,1 
Eiſenwaren 78,8 7,1 | 1,8 2,0 | 0,6 | 1,1 | 0,3 | 0,2 | 0,5 0.6 3,8 
Holzhandel: überwieg. er 

Bagerhandel........ 73,51 5,8 0,3 1,0 | 0,1 | 1,1 | 0,2 | 0,3 | 0,6 | 0,4 | 5,4 
Rohprodukt 75,6 7,8 0,9 0,7 | 0,2 1,0 0,2 0,2 | 0,7 0,4 6,6 
Bauſtoffe überwiegend 

Lagerhandel 82,1 4,8 0,1 | 0,7 | 0,2 0,8 | 0,1 | 0,2 | 0,6 0,8 5,1 
Kohle: Streckenhandel 

mit Lagerhaudel .. . [89,1] 2,7 0,3 0,7 0,3 0,5 0,10, 10,2 0,2 3.0 
Holzhandel: überwieg. 

Streckenhandel 82,01 3,0 0,7 | 2,10, 10,4 0,2 | 0,8 | 0,5 | 0,4 4,9 
Bauſtoffe: überwieg. 

Stredenhanbel,..... 86,01 2,3 | 0,2 | 0,9 | 0,8 | 0,5 | 0,1 | 0,1 | 0,5 | 0,8 | 3,3 
Kohle: Streckenhandel. 94,0 0,9 | 0,1 | 0,9 0,1 | 0,4 | 0,0 | 0,1 0.0 0,2 | 1,1 


1) Ohne Un'ernehmerlohn. — ) Einſchl. Unternehmerlohn. 


Verkehr und Veranstaltungen 


Rundfunk⸗Exportmuſterſchau auf der Leipziger Herbſtmeſſe 
1940. Die Rundfunk⸗Exportmuſterſchau auf der Leipziger Herbſt⸗ 
meſſe 1940 wird alle Exportmodelle der Deutſchen Rundfunk⸗ 
induſtrie zeigen. Die für den Export entwickelten und beſtimmten 
Rundfunkgeräte ſind durch ein Gütezeichen geſchützt. 


Beteiligung Litauens auf der Oſtmeſſe und auf der Leipziger 
Herbſtmeſſe. Die litauiſche Industrie und Handelskammer wird 
fich auch in dieſem Jahr an der Oſtmeſſe in Königsberg und erft- 
mals auch an der Leipziger Herbſtmeſſe beteiligen. 


Poſtdienſt mit Belgien. Ab 10. Juli 1940 ſind im Poſtdienſt 
zwiſchen Deutſchland und Belgien gewöhnliche Poſtkarten in 
deutſcher, flämiſcher oder franzöſiſcher Sprache zugelaſſen. Die 
Vorſchriften der Verordnung über den Nachrichtenverkehr mit 
dem Ausland ſind genau zu beachten. 


Poſtanweiſungsdienſt und Poſtüberweiſungsdienſt mit den 
Niederlanden. Die Deutſche Reichspoſt hat den Poftanweiſungs⸗ 
dienſt und den Poſtüberweiſungsdienſt mit den Niederlanden in 
beiden Richtungen unter den bisherigen Bedingungen wieder auf⸗ 
genommen. 


Sondermarken. Die Deutſche Reichspoſt gibt aus Anlaß der 
Wiedervereinigung der Gebiete von Eupen und Malmedy mit 
dem Reich Sondermarken zu 6 + 4 10 Rpf und zu 12 + 8 
— 20 Rpf heraus. Die Marken zeigen Anſichten von Eupen und 
Malmedy und tragen die Aufſchrift „Eupen und Malmedy wieder 
deutſch“. Der Zuſchlag fließt dem Kulturfonds des Führers zu. 


Poſtdienſt und Fernmeldedienſt mit den Gebieten von Eupen, 
Malmedy und Moresnet. Zwiſchen dem Reichsgebiet und den 
Gebieten von Eupen, Malmedy und Moresnet ſind gewöhnliche 
Briefſendungen, Einſchreibſendungen, Päckchen, Wertbriefe, Poft- 
anweiſungen, Zahlkarten, Zahlungsanweiſungen, Nachnahme⸗ 
ſendungen, Poſtaufträge zur Geldeinziehung und Poſtreiſeſchecke 
zu den innerdeutſchen Gebührenſätzen zugelaſſen. Pakete dürfen 
zunächſt nur aus dem Altreich nach den neuen Gebieten und 
innerhalb der Gebiete von Eupen, Malmedy und Moresnet ver⸗ 
ſandt werden. Seit 1. Juli 1940 nehmen alle Amter und Amts⸗ 
ſtellen in den Gebieten von Eupen, Malmedy und Moresnet am 
Poſtzeitungsdienſt und am Poſtſparkaſſendienſt teil. Auch der 
Telegrammdienſt und der Fernſprechdienſt zwiſchen dem Reichs⸗ 
gebiet und den neuen Gebieten iſt aufgenommen worden. 


Arbeit und Soziales 

Endgültige Regelung der Reichsverſicherung in den ehemals 
tſchecho⸗ſlowakiſchen, dem Reich eingegliederten Gebieten. Durch 
Verordnung vom 27. Juni 1940 (RG Bl 1 5.057) ift die Reichs⸗ 
berſicherung in den ehemals tſchecho⸗flowakiſchen, dem Reich ein- 
gegliederten Gebieten endgültig geregelt worden. Die Ver⸗ 
ordnung regelt die Überleitung der Sozialverſicherung von dem 
bisherigen Recht auf das Recht der Reichsverſicherung und den 
Vermögensübergang. Die Verordnung enthält weiter allgemeine 
Beſtimmungen und beſondere Beſtimmungen über die Kranken⸗ 
verſicherung, die Unfallverjicherung und die Rentenverſicherung 
(Invalidenberſicherung, Angeſtelltenverſicherung und knappſchaft⸗ 
liche Penſionsverſicherung). 


Neugliederung des früheren polniſchen Staates. Nach Mit⸗ 
teilung von „Wirtſchaft und Statiſtik“ ergibt ſich für die Neu⸗ 
gliederung der Gebiete des früheren polniſchen Staates das 
folgende Bild: 


Fläche qkm Einwohner 
Deutſches Reich“) 681 160 89 660 000 
darunter eingegliederte Oſtgebiete 93 866 10 035 000 
und zwar 
bisherige Freie Stadt Danzig 1803 408 000 
ehemals polnische Gebiete 91 974 9 627 000 
Ehemaliges Polen. 389 437 82 143 000 
Deutſches Intereſſengebiet 188 185 20 219 000 
und zwar 
in das Deutſche Reich ein⸗ 
gegliederte Gebiete. 91 974 9 627 000 
Generalgouvernement für die 
beſetzten polniſchen Gebiete 95 625 10 565 000 
an die Slowakei zurückgegebene 
eee "Em ea 586 27 000 
Sowjetruſſiſches Intereſſengebiet 201252 11924 000 
darunter an Litauen zurück⸗ 
gegebene Gebiete hg: 6 704 426 000, 


*) Ohne Protektorat Böhmen und Mähren mit 48 959 qkm 
und rund 7 Millionen Einwohnern. 


Bevölkerungsbewegung im Deutſchen Reich im März und im 
erſten Vierteljahr 1940. Es ergibt ſich das folgende Bild (ohne 
die neuen Oſtgebiete): 


Eh Lebend Tot. Aer 
e. e . . 
ſchließungen e ne Geſtorbene Jabe atte 
Kinder 
März 1940 95 861 157 045 3887 103 187 11090 
März 1939 er 57773 143 602 3493 98 929 9 992 
Jan. März 1940 240 568 458678 11440 323 853 32 194 
Jan. März 1939 164 122 405 919 9984 294 300 28 429 
Auf 100 
Auf 1000 Einwobner Lebend⸗ 
r; geborene 
März BAD. M 14,0 23,0 0,6 15,1 7,1 
März 1939 8,5 21,2 0,5 14,6 7,0 
Jan. März 1940 12,0 22,8 0,6 16,1 7,0 
Jan. März 1989 8,2 20,8 0,5 14,7 7,0. 


